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Einleitung




Das Lebenswerk des Michail Gorbatschow:




Die große Revision


Da erringt einer das Kommando über die eine der zwei „Supermächte“ der modernen Welt. Er regiert die Sowjetunion, die der Weltmacht des vereinigten demokratisch-kapitalistischen Westens unter Führung der USA Schranken setzt und dessen hochgerüstete Feindschaft aushält. Dieser Neue – einer der „zwei mächtigsten Männer der Welt“ – mobilisiert sein Volk für einen nationalen Aufbruch, der die beträchtlichen Produktivkräfte des Landes effektiver machen und seine Macht zu eigenständigen Eingriffen ins Weltgeschehen sichern soll. – Nach sechs Jahren ist das „sozialistische Lager“, das die Sowjetunion um sich formiert hatte, unwiderruflich aufgelöst. Die sowjetische Macht ist weltpolitisch im totalen Rückzug begriffen, ökonomisch bis an den Rand der Existenzunfähigkeit heruntergewirtschaftet. Noch bevor der doppelte Staatsbankrott fertig ist, wird der Sowjetstaat selbst in fünfzehn souveräne Bestandteile aufgelöst, die einander das Überleben nach Kräften schwer machen; die armseligsten davon haben ihren Völkern als einziges funktionierendes Produktionsverhältnis den Einsatz für eine gewaltsame Sortierung der ehemaligen Sowjetbürger nach Grenzen und völkischen Gesichtspunkten zu bieten. – Der Urheber des Desasters dankt ab, zusammen mit der von ihm ruinierten Staatsmacht – und erklärt sich weltöffentlich ein ums andere Mal im Prinzip hochzufrieden mit seinem Reformwerk. Ein Verrückter? Ein noch nie dagewesener Fall von Hochverrat? Oder was sonst?


Da boxt sich einer bis zur Führung durch auf der Karriereleiter der sowjetischen Staatspartei, die ihre Aufgabe u.a. darin sieht, ihr 300-Millionen-Volk einigermaßen effektiv an die Arbeit zu bringen, es wenn schon nicht besonders gut, dann doch sicher zu versorgen und mit viel patriotischem Stolz bei Laune zu halten. Das gelingt auch, aber nicht gut genug. Um die Laune zu verbessern, Volk und Führung im Engagement für neue Aufbauziele neu zu einen und so alle unbefriedigenden Fortschrittsbilanzen in Ordnung zu bringen, inszeniert der neue Chef eine allumfassende Kritik- und Verbesserungskampagne und legt seine gesamte Kadertruppe darauf fest. – Nach sechs Jahren unermüdlichen Reformierens hat das Volk wenig zu essen und zu wenig zum Heizen. Wo sein Arbeitseinsatz früher zu unproduktiv ausfiel und die Erträge, vor allem für die Massen selbst, zu wünschen übrig ließen, da findet das Sowjetvolk jetzt gar keine Gelegenheit, sich produktiv, geschweige denn zum eigenen Nutzen nützlich zu machen. Sein bescheidener Wohlstand, soweit vorhanden, ist restlos dahin; die sozialen Schutzgarantien des Staates sind nicht bloß unwirksam geworden, sondern annulliert. Die Staatspartei, die dieses Reformwerk bis zum bitteren Ende mitgetragen hat, ist entmachtet und wird verboten. – Und der Chef hat sich angesichts des angerichteten Massenelends und des Ruins der Sache, der er vorgestanden hatte, nur eines vorzuwerfen: eben diese Reformpolitik nicht entschlossener und schneller vorangetrieben zu haben. Was liegt da vor: Realitätsverlust? Oder ein selbst unter Politikern nicht ganz alltäglicher Fall von menschenverachtendem Zynismus?


Da wird einer an die Spitze der Partei gewählt, die in Rußland die Revolution gemacht hat und sich viel auf ihr Ethos zugute hält, immer nur den Willen des Volkes zu vollstrecken. Der neue Nachfolger Lenins führt einen Feldzug gegen die verlogene Selbstzufriedenheit des Partei-„Apparats“; er appelliert ans Engagement seines Volkes, ermuntert es zu produktiver Unzufriedenheit und revolutionärer Gesinnung, will es dazu anstiften, die Kontrolle über seine Lebensumstände selber in die Hand zu nehmen. – Nach sechs Jahren ist eine „Revolution“ passiert, ohne daß die werktätigen Massen sich selbst zum Subjekt irgendeiner „Entwicklung“ gemacht hätten. Die alte Produktionsweise ist kaputt, die Herrschaft der staatssozialistischen Einheitspartei gebrochen – und das Volk denkbar weit davon entfernt, mit den Ergebnissen etwas Gescheites, für sich Nützliches anzufangen. Es sieht zu, wie nationalistische Führungsmannschaften die Macht übernehmen, um sie zur Abgrenzung ihrer Machtbereiche zu benutzen. Von der althergebrachten politischen „Bevormundung“ ist es befreit – durch das alternativlose Angebot, sich zur Manövriermasse einer neuen völkischen Staatsmacht zu machen und auf gute Herren zu hoffen. Einem alltäglichen Kampf ums Überleben ist es ausgeliefert: ohne taugliche Mittel, total abhängig von ökonomischen „Prozessen“ und Entscheidungen mit Namen „Markt“, auf die es nicht den geringsten Einfluß hat und auch nicht nimmt. Was auch immer man von der ersten russischen Revolution und ihren Ergebnissen halten mag – das als „zweite russische Revolution“ gepriesene Ereignis hat eindeutig konterrevolutionäre Resultate: Die Leute sind politischen und ökonomischen Verhältnissen unterworfen, in denen ausschließlich fremde, ihren Interessen feindliche, herrschaftliche Zwecksetzungen bestimmend sind. – Der Veranstalter dieser „Revolution von oben“ ist durch deren Erfolg gleich selber freigesetzt worden von seinem Amt – und rühmt sich vor und in der ganzen Welt, seinem Volk die Freiheit und zivilisierte Staats- und Lebensverhältnisse beschert zu haben. Selbstbetrug? Oder der Volksbetrug eines Renegaten, der, vom KP-Vorsitzenden zum offenen Reaktionär geläutert, fürs Volk sowieso keine andere Freiheit kennt als die, sich in  seiner totalen Abhängigkeit vom Gang der Geschäfte und der bürgerlichen Staatsmacht einzurichten?


Und ein letzter Aspekt: Da wird einer, als Chef, auch zum Cheftheoretiker des real existierenden Sozialismus. Also eines Standpunkts, der die demokratisch-kapitalistische Welt noch immer mit seinen paar Erinnerungen an kommunistische Kritik geängstigt, als „menschenfeindlich“ angeklagt und ihr Dogma von der Alternativlosigkeit der Herrschaft des großen Geldes und der politischen Gewalt praktisch widerlegt hat. Der „sozialistischen Idee“, „es“ müßte doch auch anders gehen, will der Mann mit seinem „neuen Denken“ neue Überzeugungskraft verleihen. – Nach sechs Jahren Redenhalten und Bücherschreiben enthält der „wissenschaftliche Sozialismus“, soweit vertreten durch das Oberhaupt dieser antikapitalistischen Alternative, endgültig nichts mehr, was der bürgerlichen Ideologie – vom „Markt“ als gelungener Versorgungsanstalt und vom Staat als Instanz zur Lösung all der Weltprobleme, die es ohne ihn gar nicht gäbe – fremd wäre, geschweige denn widersprechen würde. Die „Ideale des Sozialismus“ präsentieren sich als moralische Phrasensammlung, an der sogar der polnische Papst und die bayrische CSU nichts Anstößiges mehr entdecken können, sondern bloß noch den Beleg, daß Kapitalismus und Demokratie offenbar auch theoretisch unschlagbar und ohne Alternative sind. – Und der Schöpfer dieses „neuen Denkens“ freut sich an der freundlichen Aufnahme, die er weltweit den „sozialistischen Idealen“ verschafft hätte. Ein Fall von Verblödung im Amt? Oder die wunderbare Bekehrung eines Kommunisten zur alleinseligmachenden Markt- und Staatsgläubigkeit?


*


Wie auch immer: Mit seinen Glanztaten ist der letzte Generalsekretär der KPdSU und Präsident der Sowjetunion „unser Gorbi“ geworden.


*


Freilich erst nach und nach. Gorbatschows „neues Denken“ in der Außenpolitik zum Beispiel war dem vereinigten Westen zu Anfang höchst verdächtig. Da sah es doch lange Zeit so aus, als wollte dieser Mann die NATO und ihre Führungsmacht mit ihren Beteuerungen, keine militärische Überlegenheit anzustreben und zu jeder gleichgewichtigen Abrüstung bereit zu sein, beim Wort nehmen und in Verlegenheit bringen, womöglich sogar so schöne Projekte wie die „eurostrategische“ Aufrüstung der BRD und Reagans SDI erpresserisch verhindern. Seinerzeit mußte der westdeutsche Kanzler noch aus seiner profunden Geschichtskenntnis heraus an Goebbels erinnern, der schon die nationalsozialistische Eroberungspolitik so gut verkauft hätte, und seine sowieso gleichgesinnten NATO-Kollegen vor jeder Leichtgläubigkeit gegenüber dem neuen Häuptling im „Reich des Bösen“ (US-Präsident Reagan) warnen. Stück um Stück kam dann aber doch die praktische Klarstellung, daß der gute Mann im Kreml den Westen auf ganz andere Weise „beim Wort nehmen“ wollte. Er hat getestet, ob die Feindseligkeit der NATO-Staaten und deren Aufrüstung wirklich bloß – wie von ihnen behauptet – die Antwort auf eine durch die Sowjetmacht geschaffene Bedrohungslage wäre – und das Mittel für diese Testreihe war die einseitige Preisgabe einer sowjetischen Machtposition nach der andern, wann immer der Westen sich damit unzufrieden erklärte.


Auch dieses sowjetische Vorgehen hat die Mächte der Freien Welt zunächst einmal nur in ihrer Skepsis bestärkt. Denn bei allen Rückzugsmanövern der Sowjetmacht blieb ja immer noch das Ärgernis bestehen, daß da ein riesengroßer Staat mit seinem abweichenden System sich und noch ein paar andere Länder als Ausnahme der kapitalistisch-demokratischen Regel entzog und sogar mit weltkriegstauglicher Gewalt auf seinem Recht bestand, das westliche Monopol auf staatliche und internationale Ordnung zu brechen. War die Nachgiebigkeit Gorbatschows nicht im Grund nur eine Falle, um dem Westen hinterrücks eine dauerhafte Koexistenz mit der realsozialistischen Staatsalternative abzulisten? Der Hoffnung des neuen Kreml-Herrn, die Feindseligkeit des Westens ließe sich durch eine Minderung der bedrohlichen Rüstungsbestände entkräften, setzten die NATO-Mächte die Klarstellung entgegen, daß in Wahrheit ja gar nicht – wie immer behauptet – die Feindschaft wegen der Waffen und der von ihnen ausgehenden Bedrohung da sei, sondern die Waffen, die eigenen nämlich, wegen der Feindschaft, die sich das „Reich des Bösen“ schlicht dadurch zugezogen habe und auch verdiene, daß es sich eben nicht in die „Eine Welt“ des weltweiten Kapitalismus und des globalen amerikanisch-westeuropäischen Machtmonopols einfügt. Doch auch da fand Gorbatschow allmählich die richtige Antwort: Reformen, unwiderrufliche, die an den politischen Idealen des westlichen Systems Maß nahmen und dem Sowjetreich die Heimkehr ins Weltreich der kapitalistischen Zivilisation und demokratischen Gewalt bescheren sollten.


Dennoch: So recht überzeugen konnte auch das noch nicht. Denn selbst der Umsturz der abweichenden innenpolitischen Kultur im Sowjetstaat und die „marktwirtschaftlichen Reformen“ waren zunächst einmal noch die autonom gewählte Politik einer souveränen Weltmacht, die sich noch immer auf einen eigenen Staatenblock und ein irgendwie mitmachendes Volk stützen konnte; und insofern waren ihre Ergebnisse noch immer nicht so irreversibel, wie man es im Westen mittlerweile verlangen durfte. Argwöhnisch wurde von den demokratischen Gegnern jeder „bloß destruktiven“ Kritik überprüft, wo die destruktive Kritik der sowjetischen Führung an ihrem System und ihrer Macht doch noch eine konstruktive Absicht verriet – und da gab es eine Menge „Rückfälle“ zu beklagen. Da wurde ja doch noch manche Versorgungsnotlage durch Befehle von oben gebremst; den Balten wurde ihr Ausstieg aus der Union und den Kaukasiern ihr Grenzkrieg nicht erlaubt; bei Personalentscheidungen wurden nicht immer Harvard-Schüler bevorzugt. Und ganz übel wurde von den Anwälten weltweiter Demokratie die Volksabstimmung im Frühjahr 91 vermerkt, die den Fortbestand des sowjetischen Unionsstaats sichern sollte und sogar in diesem Sinne ausfiel. Die geschworenen Feinde jedes revolutionären Umsturzes waren eben mit nichts geringerem mehr zufriedenzustellen als mit dem totalen Umsturz des ganzen Systems; Anhänger des Dogmas, daß der Mensch ohne Staat nicht leben kann, maßen ihren sowjetischen Kollegen an den Fortschritten des staatlichen Zerfalls, den er herbeiregierte.


Unterdessen kam die Sache voran. Zur Überraschung der Freien Welt entledigte sich der Mann in Moskau seiner Bündnispartner, die auf ihre Weise schon seit längerem den Absprung vom realen Sozialismus zum nationalen Kapitalismus suchten; gegen alle Bündnisdisziplin setzte er deren Nationalismus ins Recht, der dementsprechend antisowjetisch aufblühte und im Anschluß an den Westen sein Glück suchte. Ohne große Vorbehalte übergab der Sowjetpräsident die DDR dem NATO-Pfeiler BRD – ab da waren Kohl und sein Volk sich tatsächlich sicher, daß in Moskau kein kommunistischer Goebbels, sondern ein „Ehrendeutscher“ (Bild-Zeitung) regierte. Ganz ungetrübt blieb zwar selbst dieses Verhältnis nicht: „Unser Gorbi“ war, offenbar aus alter kommunistischer Kumpanei, nicht bereit, nach der DDR auch noch deren letzten Chef Honecker an Kohls neue Großmacht auszuliefern. Er kam aber gar nicht mehr dazu, sich mit diesem oder anderen „Rückfällen“ die deutschen Sympathien wieder zu verscherzen. Denn mittlerweile war seine Reformpolitik wirklich irreversibel geworden: Er hatte sich geweigert, den Staatsnotstand auszurufen, den er herbeigeführt hatte; den halbherzigen Rettungsversuch seines Stellvertreters Janajew hatte er scheitern lassen; und statt von dessen Junta ließ er sich von dem führenden Vertreter des nationalrussischen Antisozialismus und neuen Hoffnungsträger des Westens Jelzin absetzen. Am Ende sprach er ein würdevolles Schlußwort über 70 Jahre Sowjetunion; als hätte der einstige Reagan-Scharfmacher C. Weinberger das Drehbuch dafür geschrieben, verabschiedete er das „Reich des Bösen“ aus der Weltgeschichte – „mit einem Winseln“ statt mit einem „Knall“.


*


Damit hat der Mann den Gipfel seiner Beliebtheit erreicht. Freilich: Damit hatte es sich dann auch. Schon Tage nach seinem Rücktritt vom mit ihm erloschenen Präsidentenamt der nicht mehr existierenden Sowjetunion fragt kaum noch einer nach ihm. Der Moskauer „Putsch“ und das weltweite Geschrei nach Freilassung des einzig legalen SU-Präsidenten ist noch kein Jahr vorüber, und Gorbatschow ist ein toter Hund. Für die Ausnutzung der neuen Weltlage, die er herbeigeführt hat, kann keiner ihn brauchen; schon gar nicht seine westlichen Freunde und Kollegen, die voll damit beschäftigt sind, ihre Beute zu zerlegen und verdaulich herzurichten. Geradezu klassisch erfüllt der Mann die Rolle des Mohren, der seine Schuldigkeit getan hat.


Was ihm bleibt, ist die literarische Vermarktung seiner Verdienste um die Sache des Westens. Da hat er noch einen gewissen Marktwert: als Kronzeuge, als authentischer Bürge, ja als Inkarnation einer großen Geschichtslüge, die im Westen prima ankommt, über den wahren Sinn und die tieferen Gründe seines großartigen Lebenswerks. Gorbatschow stellt sich nämlich schlicht auf den Standpunkt des erreichten Ergebnisses und gibt ihm recht: Wenn Sowjetmacht und Sozialismus zugrunde gegangen sind, dann hat nicht er etwas falsch gemacht, sondern dann haben die beiden es nicht besser verdient; dann hat „das Leben“, „die Geschichte“ oder sonst eine metaphysische Rechtsinstanz, an die auch ein gottloser Russe glauben kann, ihr Verdikt über ein ebenso lebensunfähiges wie lebensunwertes „Experiment“ gesprochen. So deutet er sich das faktische Ergebnis seiner Politik als einen Erfolg, der dieser recht gibt: Sein Zerstörungswerk hätte bloß die Lebensunfähigkeit und -unwürdigkeit des kaputtgegangenen Systems – die sonst womöglich verborgen geblieben wäre... – offenkundig gemacht. Die einzige kritische Nachfrage, die er sich damit beim westlichen Publikum einhandelt – warum das fünf lange Jahre gedauert hat und warum er sich anfangs so sehr für die Verbesserung eines verwerflichen und untauglichen Systems eingesetzt hat? – beantwortet der Ex-Präsident öffentlich so: Anders wäre es gar nicht gegangen; um gegen das System Erfolg zu haben, hätte er sich für es engagieren müssen; umgekehrt sähe man doch am Ergebnis, welch gutem Zweck seine Reformen gegolten hätten. Sechs Jahre Perestrojka – ein Trick, um den realen Sozialismus auszuhebeln: Das kommt gut an bei einem Publikum, das vom Weltgeschehen sowieso nicht mehr wissen will, als wo die Guten stehen und wie sie die Bösen fertigmachen. Und wenn der Mann, der mit dem lebenden Leichnam da drüben Schluß gemacht hat, diese Sicht der Dinge bestätigt, dann bekommt er sogar von der CSU, die ihn bis zuletzt für einen weltpolitischen Fallensteller gehalten hat, stehende Ovationen und im Münchner Hofbräuhaus einen Gamsbarthut aufgesetzt, damit auch jeder sieht, welche Gedanken darunter zu Hause sind.


*


Trotzdem: Ganz so ist die Geschichte nun doch nicht abgelaufen.


Was die realsozialistische Parteiherrschaft und ihre staatlich gelenkte Wirtschaft betrifft, über die Gorbatschow 1985 das Kommando übernahm, so hat beides funktioniert; auf seine „volksdemokratische“ und nicht-kapitalistische Weise eben; für die Bedürfnisse der aufstrebenden Sowjetmacht nicht gut genug, aber jedenfalls viel zu gut für die Weltherrschaftsbedürfnisse des Freien Westens, der kein Mittel fand, den Gegner kleinzukriegen oder wenigstens zu paralysieren. Ein produktiver Reichtum ist zustandegekommen, von dem die reformierten Nachfolge-Republiken der Sowjetunion noch eine ganze Zeitlang zehren und mit dessen Zerstörung sie einiges zu tun haben – Fernsehberichte von den jeweils aktuellen Bürgerkriegen im ehemaligen „roten Imperium“ zeigen ganz unabsichtlich nebenher die ansehnliche Ausstattung ehemals sowjetischer Provinzstädte. Und was die Politik der „Umgestaltung“ betrifft, so war der ruinöse Umsturz, zu dem sie geführt hat, wirklich nicht ihr Ziel; sie wollte die Lage verbessern und hat alles aufgeboten, was die zuständige Partei als Mittel zur Verbesserung der Verhältnisse ansah.


Am allerwenigsten ist wahr, daß mit dem ruinösen Ergebnis der Reformbemühungen Gorbatschows die Unreformierbarkeit und insofern die letztliche Lebensuntüchtigkeit des realsozialistischen Systems – „in unserer rasch sich wandelnden Welt...“ – bewiesen wäre. Da wäre doch erst einmal der eigentümliche Reformwille selbst ins Auge zu fassen, der sich da betätigt hat; der verbessern wollte, ohne sich einen Begriff von den Prinzipien der unbefriedigenden Verhältnisse, von den das Wirtschaftsleben bestimmenden staatlichen Imperativen und deren Widersprüchen, vom konterrevolutionären Unsinn einer idealen Volksdemokratie und anderen Fehlern der Partei zu machen; der stattdessen sein systemimmanentes Verbesserungswesen mit immer tieferer Bewunderung der Funktionstüchtigkeit des Weltkapitalismus und des in dessen Zentren staatlich verfügbaren Reichtums verbunden und daran ausgerichtet hat. Da wäre das absurde Programm zu würdigen, die realsozialistischen Wirtschaftsbeziehungen durch immer weiter gehende Anleihen beim überwundenen System – Anleihen theoretischer, wirtschaftspolitischer und wirklicher finanzieller Art – in Schwung zu bringen; völlig rücksichtslos dagegen, wie eins zum andern paßte, wie sich die Kopie zum Original verhielt und was der versuchten Nachahmung kapitalistischer Erfolge alles geopfert werden mußte, an eigener Effektivität wie auch an materiellen Mitteln für die Schuldenbedienung. Dem real existierenden Kapitalismus würde doch auch niemand „Reformunfähigkeit“ nachsagen, weil der Versuch, ihn durch Einrichtungen des realen Sozialismus wie z.B. eine tatsächlich wirksame Arbeitsplatzgarantie für jedermann und die Abschaffung der Konkurrenz zu „verbessern“, unweigerlich scheitern müßte – man sollte also auch den sowjetischen Sozialismus nicht dafür haftbar machen, daß sein Leitungs- und Verteilungssystem durch staatliche Diktate wie z.B. dasjenige, den zentral gelenkten Warenabsatz durch „Marktbeziehungen“ zu ersetzen, zersetzt worden ist.


Der Grund dafür, daß der mit Gorbatschow zur Herrschaft gelangte, ganz konstruktiv gemeinte Reformwille nichts als Unheil und Niedergang bewirkt hat, liegt in dessen Fehlern. Vor allem in der zunehmend fanatischen Verehrung dessen, was sozialistische Systemvergleicher für das Erfolgsgeheimnis des Kapitalismus gehalten und zu kopieren versucht haben; außerdem in der verkehrten Rechnung, Anpassung an den Feind und dessen weltpolitische Forderungen würde das „sozialistische Lager“ zum gesuchten und beliebten Partner der „reichen“ Nationen machen. Fehler, die auf einen politischen Standpunkt zurückgehen und verweisen; den Standpunkt nämlich, den eigenen realen Sozialismus gar nicht als das revolutionäre Gegenteil der kapitalistischen Demokratie anzusehen, sondern als alternativen Lösungsweg für identische „Weltprobleme“, der sich ebensogut durch Elemente des andern Systems bereichern könnte, wie dieses von ihm lernen sollte. Ein Standpunkt, der glatt ignoriert, daß der reale Sozialismus die „Probleme“ des kapitalistischen Wirtschaftens und des demokratischen Regierens für sich wirklich abgeschafft hat, und der andererseits von den wirklichen Problemen und Widersprüchen nichts wissen will, die die realsozialistische Partei sich stattdessen geschaffen hat.


Darin freilich, mit diesem Standpunkt, ist Gorbatschow ganz und gar ein Produkt des realen Sozialismus, verlängert nämlich dessen Fehler – und insofern zeugt sein fatales Reformprogramm von der Verkehrtheit der Sache, die er verbessern wollte. Denn so läßt sich der fundamentale Widerspruch dieses Systems durchaus methodisch zusammenfassen: Es hatte prinzipiell mit dem Kapitalismus und dessen politischer Gewalt gebrochen und wollte doch nie deren revolutionäres Gegenteil und richtiger Kommunismus sein. Geld und Kapital, Lohnarbeit und Gewinn wollte dieser Sozialismus nicht definitiv abgeschafft, sondern per Verstaatlichung einer besseren Verwendung zugeführt haben; die Staatsgewalt sollte nicht überflüssig, sondern erst so richtig – als wäre das schon immer ihr wahrer Beruf gewesen – zur Volksbeglückung eingesetzt werden. Die proletarische Revolution wurde so verwaltet, als hätte sie Kapitalismus und Demokratie im Grunde gar nicht abschaffen, sondern bloß radikal und menschenfreundlich reformieren sollen; im Geiste der sozialen Gerechtigkeit, gegen die der übergroße Machtbesitz der Kapitalisten verstoßen hätte. Auf der prinzipiellen Gegensätzlichkeit der beiden „Gesellschaftssysteme“ hat die demokratisch-kapitalistische Seite jedenfalls seit jeher viel radikaler und unversöhnlicher bestanden als die sozialistische. Was die Stalinisten und ihre Nachfolger immer angestrebt haben: im Innern der Staaten „nationale Einheitsfronten“ mit allen aufrechten bürgerlichen Demokraten, im Weltmaßstab die „friedliche Koexistenz“ von Staaten „unterschiedlicher Gesellschaftsordnung“, genau damit haben sich die regierenden Demokraten nie abgefunden – außer auf Zeit unter dem Druck eines kriegerischen Faschismus und unter der Bedingung weitgehender Selbstverleugnung der als Hilfstruppe akzeptierten Kommunisten –, geschweige denn jemals einverstanden erklärt.


Und sie haben letztlich Recht bekommen – ausgerechnet durch den letzten Chef des realsozialistischen Lagers, der den Standpunkt der Vereinbarkeit und den Willen zur Versöhnung von Sozialismus und demokratisch-kapitalistischem System konsequent ins Extrem getrieben hat; folgerichtig bis hin zur Preisgabe und Zerstörung alles Antikapitalistischen und der bürgerlich-demokratischen Herrschaft Entgegengesetzten am eigenen Gemeinwesen und bis hin zur einseitigen Räumung aller weltpolitischen Machtpositionen, die zur Absicherung der großen und schönen Staats-alternative hatten dienen sollen. Mit seiner Entschlossenheit, notfalls auf eigene Kosten einen „beiderseits gedeihlichen“ Frieden mit der imperialistischen Welt zu machen und von deren „Errungenschaften“ für die Entwicklung des eigenen Lagers zu profitieren, gewissermaßen eine weltweite „Volksfront“ aller fried- und fortschrittsliebenden Kräfte herzustellen und dafür jede Unvereinbarkeit seiner Sache mit dem Weltmarkt und dessen imperialistischen Hütern zu verleugnen und zu eliminieren, war Gorbatschow ein Geschöpf und Verfechter des klassischen sozialistischen „Revisionismus“, der selbst mit der gelungenen Revolution keinen prinzipiellen, „antagonistischen“ Gegensatz zur alten bürgerlichen Welt eröffnet haben wollte. Mit seiner Politik der Perestrojka ist er über diesen Widerspruch hinausgegangen und hat ihn schließlich aufgelöst – gegen sein eigenes System, durch die Revision alles dessen, was darin eben doch an Unvereinbarkeit mit der Herrschaft der bürgerlichen Staatsgewalt und des Kapitals, an Umsturz und Neubeginn auf anderer Grundlage enthalten war. Unausweichlich war diese Auf-Lösung gewiß nicht; der Sowjetsozialismus hätte mit seinem Widerspruch noch munter weiterwursteln können – schließlich wächst der Kapitalismus auch unter lauter Wahnwitz und Widersprüchlichkeit. Es war schon Gorbatschows Radikalismus nötig, um den Fehler des Systems zu seiner Zerstörung werden zu lassen.


*


Aus der Identität des Fehlers erklärt sich nebenbei, warum die Politik der Perestrojka in der KPdSU zwar je länger, je mehr auf Widerstände, nämlich auf den Wunsch nach Erhaltung des Aufgebauten und bei manchen, die irgendwie noch die Ideale eines revolutionären Gegensatzes zum Rest der Welt im Kopf hatten, auch auf ideologisches Unbehagen, aber nicht auf wirkliche Kritik gestoßen ist: Dazu hätten sich die wohlerzogenen sowjetischen Sozialisten ja allen Ernstes die Systemfehler ihres gesamten bisherigen Aufbauwerks klarmachen müssen; sie hätten der Perestrojka mit richtiger Selbstkritik statt mit ihrer konservativen Liebe zu den vertrauten „Errungenschaften“ begegnen müssen.


*


Noch weniger Kritik ist Gorbatschow von Seiten der Linken im Westen zuteil geworden. Die sahen sich im Gegenteil in ihrem Kampf um die Anerkennung ihrer politischen Alternativvorstellungen durch das herrschende System bestätigt und bestens unterstützt durch eine sowjetische Politik, die auf Beseitigung alles demokratisch und marktwirtschaftlich Anstößigen am realsozialistischen System aus war. Allenfalls waren sie peinlich berührt, wenn man im „Vaterland aller Werktätigen“ bereits Positionen räumte, die die sozialistischen Kritiker im Westen noch als irgendwie erheblich einschätzten; in der Weltpolitik überholte Gorbatschows bedingungsloses Entgegenkommen bisweilen ja sogar sozialdemokratische Mahnungen, ein wenig müßte der Westen sich doch wohl auch „bewegen“, und blamierte bürgerliche NATO-Gegner und SDI-Skeptiker. Nur ziemlich vereinzelt mochten Systemkritiker im Westen nicht billigen, daß das realsozialistische Lager gar nichts anderes mehr anstrebte als die „Heimkehr“ in eine imperialistische Welt, an der sie Entscheidendes auszusetzen fanden.


*


Zu diesen abweichenden Stellungnahmen gehören die im folgenden dokumentierten – zum Teil neugefaßten – Artikel, hauptsächlich aus der politischen Zeitschrift „MSZ – Gegen die Kosten der Freiheit“, die bis 1991 in München erschienen ist. Am Anfang steht ein ausführlicher Verriß der „Generallinie“ der sowjetsozialistischen Partei, an die der seinerzeit ins Amt gelangte KP-Generalsekretär Gorbatschow so vehement angeknüpft und die er korrigiert hat, ohne sie zuvor einer stichhaltigen Kritik zu würdigen. Die folgenden, in sechs Kapiteln geordneten, überarbeiteten und neu eingeleiteten Beiträge aus den Jahren 86 bis 91 sind so etwas wie ein fortlaufender Kommentar zu Programm und Praxis der Perestrojka, der die Fortschritte dieser Politik bis hin zur Aufgabe des 1917 revolutionär etablierten realen Sozialismus nicht schildert, sondern erklärt. Das Ende des Unternehmens behandelt ein Aufsatz, der der Nr. 1-92 der politischen Vierteljahreszeitschrift „Gegenstandpunkt“ entnommen ist. Die Frage nach der Bedeutung des Geschehenen – für die Geschichte, die Linke, den Kapitalismus, die Welt usw. – wird in einem abschließenden Originalbeitrag nach bestem Wissen und Gewissen des Herausgebers beantwortet.
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1. Kapitel




Als der Sozialismus noch eine Weltmacht war ...




Polemik gegen die Generallinie der KPdSU


Was war der reale Sozialismus? – Ein Verbrechen.


Wie hat er funktioniert? – Schlecht.


Was war sein Fehler? – Eigentlich alles.


Kaum gestellt, sind Fragen nach der früheren sowjetischen Art, Staat zu machen und zu wirtschaften, schon beantwortet. Es genügt, daß da nach anderen Prinzipien regiert wurde als nach denen, die in den westlichen Heimstätten der Freiheit das Geschäft garantieren, und daß dort dem Zugriffsrecht der demokratisch legitimierten Weltmächte Schranken gesetzt waren – mehr braucht der demokratische Verstand gar nicht zu wissen, um sich sicher zu sein, daß das alles erstens unmöglich in Ordnung, sondern Unrecht war und zweitens nie und nimmer gut gehen konnte, letztlich. Und damit weiß er auch schon alles: Dort hat eine Staatsgewalt Gewalt ausgeübt, was bei uns undenkbar ist, also eine „Gewaltherrschaft“ ihr Unwesen getrieben. Dort haben keine wohlgefüllten Kaufläden die Kaufkraft der Massen zum Preisvergleich eingeladen und öfters überfordert, so daß ihre Schaufenster wohl gefüllt blieben, also haben Mangel und Mißwirtschaft geherrscht. Entbehrungen gingen nicht – wie heute im Osten und wie im Westen schon immer – auf das Konto marktwirtschaftlicher Sachzwänge und gediegener Haushaltsführung im Staat, waren also kein „Problem“, zu dessen „Bewältigung“ man den verantwortlichen Inhabern von Geld und Gewalt viel Glück wünschen muß, sondern das Ergebnis systembedingter Menschenfeindlichkeit. Kein einziger freiheitlicher Medienkonzern hat für Meinungsvielfalt, Unterhaltung und Produktinformation gesorgt, also eine geistige Wüste die Köpfe gleichgeschaltet. Eine Armee war vorhanden, also für sämtliche legitimen Verteidigungsbedürfnisse viel zu groß. Und so weiter. Marode, böse und gefährlich – wem diese Erkenntnis nicht genügt, der steht schon im Verdacht, er wäre ein Liebhaber hinfälliger Unrechtssysteme.


Dies um so mehr, als der altbekannte Erkenntnisstand über den realen Sozialismus mittlerweile durch keinen geringeren als den letzten Oberkommandierenden der Sowjetmacht und seine Staatspartei selbst Recht bekommen hat. Die haben ihr System eigenhändig verworfen, wegen Funktionsuntüchtigkeit und unüberbrückbaren Differenzen zum Volkswillen – freilich erst am Schluß, nachdem sie es sechs Jahre lang heruntergewirtschaftet hatten. Zu Anfang war die Diagnose mangelhaften Funktionierens und einer gewissen Entfremdung zwischen Führung und Basis noch anders gemeint: als Identifizierung lösungsbedürftiger Probleme und nachdrückliche Anmeldung von Reformbedarf. Da war der politische Patriotismus der regierenden wie regierten Sowjetmenschen, der sich um festgestellte Mängel konstruktiv sorgt, noch intakt – allerdings auch bloß der. Die neue Parteileitung, so „revolutionär“ sie mit ihrem selbstkritischen Reformwillen auch auftrat, hat sich weder Rechenschaft darüber gegeben, wie denn ihr realer Sozialismus – außer eben „nicht optimal“ – funktionierte, noch die Frage auch nur aufgeworfen, ob ihre Partei den Kommunismus, der doch irgendwie im Programm war, überhaupt richtig angepackt hatte. Sie war so befangen in ihrem dringlichen Wunsch, alles Bisherige besser zu machen, daß ihr am Ende das westliche Vorbild, an dem sie ihre Mißerfolge und Reformbedürfnisse bemaß, und eine Politik der Versöhnung auf eigene Kosten als Weg der Verbesserung mehr einleuchteten als ihre bisherige Art sozialistischen Regierens selbst, die doch eigentlich verbessert werden sollte. Keine Spur mehr von, keinerlei Interesse an dem „wissenschaftlichen Sozialismus“, auf den die Partei doch einmal als zuverlässigen Leitfaden geschworen hatte; stattdessen jede Menge gute Absichten und ein Ideal vom sozialistischen Fortschritt, dem zuerst etliche Funktionsbedingungen des real existierenden Sozialismus und am Ende das realsozialistische Programm selbst geopfert wurden.


Schon allein deswegen hat die im Folgenden nachgedruckte Analyse des sowjetischen „Systems“ und Polemik gegen seine Widersprüche und Verkehrtheiten auch damals, als im Sowjetreich schonungslose Kritik angesagt war, keine Chance gehabt, von den reformwütigen Verbesserern des realen Sozialismus auch bloß beachtet zu werden. Ihr Nutzen blieb theoretischer Natur und auf Leute beschränkt, die es wissen wollten, wie das alternative Weltreich, das aus Lenins Revolution hervorgegangen war, denn wirklich funktionierte, und die sich weder mit der tiefsinnigen Antwort „Noch nicht gut genug!“ noch mit Bekundungen demokratischen Abscheus und kapitalistischen Erfolgsdünkels abspeisen lassen mochten. Diesen Nutzen haben Analyse und Polemik behalten und sind daher nach wie vor politisch brauchbar gegen das alte Feindbild, das heute allenthalben und vor allem im Osten triumphiert. Und das nicht zuletzt auch da Anerkennung findet, wo man sich vom realen Sozialismus distanziert, also der Verurteilung des kaputtgegangenen Systems berechnend Recht gibt, um wenigstens die „Ideale des Sozialismus“ ein wenig zu retten. Dem Sozialismus als „geistige Tradition“, als Beitrag zur Geschichte des „utopischen Denkens“ ein Plätzchen im Arsenal ehrbarer bürgerlicher Ideologien sichern und dafür auf der Leiche des realen Sozialismus herumtrampeln, der so etwas Edles „verfälscht“ hätte: damit mögen sich linke Sinnsucher trösten.


Das Programm des sozialistischen Antikapitalismus:


 

Mit Gerechtigkeitsidealen gegen die Klassengesellschaft 1)



Die KPdSU und ihre Schwesterparteien – diejenigen, die in den Staaten des Ostblocks 40 Jahre lang an der Macht waren, wie auch die meisten anderen KPs, die in der Freien Welt nie so recht zum Zug kamen – haben eine traditionsreiche Kritik an der bürgerlichen Gesellschaft beerbt und dort, wo sie regieren durften, zur Richtschnur ihrer Gewaltausübung gemacht. Erstens behaupten sie wie alle Kommunisten, daß es sich um Klassengesellschaften handelt, in denen sich das Privateigentum durch die Indienstnahme der Lohnarbeit vermehrt, so daß der Reichtum in Form von Kapital akkumuliert wird und seine Produzenten dauerhaft von ihm ausgeschlossen werden; beteiligt sind sie daran nur insoweit, wie die Erhaltung ihrer Arbeitskraft ihre Entlohnung notwendig macht. Zweitens richtet sich die sozialistische Kritik gegen die politische Herrschaft, die ihre Gewalt ganz in den Dienst des Kapitals stellt, die Abhängigkeit der arbeitenden Klasse vom Privateigentum durch Recht und Ordnung absichert und die Alternativen dieses Geschäfts, nämlich alternative Geschäftsführungen, zur Wahl stellt und so die Gewalt demokratisch besiegelt.


Bei diesen Einsichten lassen es die Verfechter des Sozialismus allerdings nicht bewenden. Als müßten sie ihren beiden zentralen Einwänden – die im übrigen Marx’ Analyse der kapitalistischen Produktionsweise zusammenfassen – erst noch den gebührenden Nachdruck verleihen; als wäre die Erklärung der materiellen Abhängigkeit, also wie und warum die Leute ein Leben lang im Betrieb, als Verbraucher und Steuerzahler, als Wähler und Arbeitslose, als Mieter und Soldaten usw. zur Manövriermasse der Inhaber des Kapitals und der politischen Macht gemacht werden, noch gar kein definitives Argument dagegen; als wären die Geschädigten, die „für den Sozialismus gewonnen“ werden sollen, nie und nimmer durch die Erkenntnis zu beeindrucken, warum sie mit Lohnarbeit auf keinen grünen Zweig kommen, sondern von den hohen Werten der Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit völlig ausgefüllt und nur durch deren Beschwörung aufzuregen: So schreiten die linken Parteien, von denen hier die Rede ist, zu einem dritten Vorwurf gegen die bürgerliche Ordnung. Nämlich dem: Diese Ordnung verfahre, indem sie der Herrschaft über die arbeitenden Volksmassen und ihrer Ausbeutung dient, ungerecht gegen die Massen und überhaupt nicht demokratisch, werde also den in ihrer Verfassung niedergelegten Prinzipien nicht gerecht. Nur zur Verschleierung der wirklichen Verhältnisse bedienten sich die Mächtigen der formellen Praktiken der Volksherrschaft, wenn sie ihre Vor-Rechte sicherten.


Was wie eine geringfügige Abwandlung der materialistischen Anklage gegen Ausbeutung und die sie organisierende politische Gewalt klingt – und sich auch desselben Materials als Beleg bedient –, bringt einen gänzlich anderen Standpunkt zum Charakter bürgerlicher Herrschaft zum Ausdruck. Wer die schädlichen Wirkungen der Lohnarbeit und des staatlichen Zwangs auf die arbeitende Klasse auf die Abwesenheit von Recht und Demokratie zurückführt, der hält von diesen Verkehrsformen erstens unendlich viel, zweitens etwas ganz anderes, als was sie wirklich sind und leisten, und verlangt drittens als politische Konsequenz ihre Verwirklichung, als wäre der demokratische Rechtsstaat gar nicht das, was er ist. Und zwar verlangt er das im Namen der Opfer und von der politischen Gewalt, deren Ideologie – für die Untertanen ebenso unverzichtbar wie segensreich zu sein – bitter ernst genommen wird. Nicht in der Weise jedoch, daß sie als billige Idealisierung der politischen Herrschaft zurückgewiesen wird. Das maßen sich die Herren Sozialisten im 20. Jahrhundert nicht an, den Anspruch auf Gerechtigkeit, der niemandem einen Vorteil zuerkennt, der nicht auf Leistungen und Opfer seinerseits verweisen kann, als die Moral einer Klassengesellschaft anzugreifen. Statt in dem Verlangen nach gerechter Behandlung – das es auch ohne das Zutun linker Kritiker reichlich gibt: es ist der Standpunkt, der das praktische Sich-Fügen begleitet, nämlich in ein selbstbewußtes Pochen auf allgemeinverbindliche Normen umdeutet – das falsche Bewußtsein der kapitalistischen Konkurrenz und ihrer rechtlichen Verwaltung zu bekämpfen, feiern moderne Sozialisten diese affirmative Unzufriedenheit, die nicht wahrhaben will, wie andere mit einem umspringen. Daß die Gleichheit – die gleiche Behandlung sehr unterschiedlicher Sorten Bürger, die Unterwerfung von sehr ungleich ausgestatteten Klassen unter die Zwänge des Gesetzes – nur in einer Gesellschaft Sinn macht, die auf Gegensätzen beruht, will ihnen nicht in den Kopf. Das wirkliche Recht, die praktizierte Gleichheit und Freiheit, alles also, womit der Staat gewaltsam die Dienste einer Klasse für das Eigentum der andern festschreibt – „Jedem das Seine!“ –, blamieren sie vor dem Ideal, das sie dem „Auftrag“ des Staates unterjubeln. Am „eigentlichen“ Zweck statt am wirklichen gemessen, verfehlt die politische Herrschaft ihre Aufgabe – und die Erniedrigten und Beleidigten haben in Sozialisten, die ihnen die Verwirklichung ihres Rechts durch den Staat versprechen, ihre Anwälte.


Diese stört es nicht im geringsten, daß in ihrer Kritik am Kapitalismus die arbeitende Klasse zum potentiellen Nutznießer der politischen Gewalt aufrückt. Als Volk ist sie dazu ausersehen, für den idealen Staat zu kämpfen, der ihr dann zu dem verhilft, was ihr gebührt. Anerkannt und bestätigt werden dabei die, die von ihrer Arbeit und für sie leben müssen, einerseits darin, daß sie sich als Demokraten betätigen. Die Frage, was die Arbeiterklasse durch die Abgabe von Stimmzetteln, durch die Mitgliedschaft in demokratischen Organisationen und durch die staatstreue freie Presse eigentlich für sich gewinnt, wird schroff durch einen Vergleich mit dem Faschismus zurückgewiesen. Daß auch die reale Demokratie schon einmal besser ist als eine Diktatur: dieses noch jedem bürgerlichen Politiker vertraute Argument, das die Unterwerfung, das Mitmachen für eine unwidersprechliche Notwendigkeit ausgibt, tut auch für linke Kapitalismuskritiker seine Dienste. Mehr Möglichkeiten für das kämpferische Bemühen um den besten aller Staaten biete die Demokratie: so lautet dann die Fortsetzung; und weil diese Möglichkeiten weniger wahrgenommen als vor allem verteidigt werden müssen, findet mitten in der florierenden Ausbeutung und Kriegsvorbereitung der Demokratie ein antifaschistischer Kampf statt. Ganz als ob die Erniedrigung der Arbeiter zur Manövriermasse hoher Herren nur per Diktatur zu machen ginge, erhält die demokratische Variante der bürgerlichen Herrschaft das Prädikat „wertvoll“.


Nicht nur anerkannt, sondern gelobt wird das arbeitende Volk für seine Leistungen. Das Lob der Arbeit beherrschen sie alle; drüben, wo es Staatsdoktrin ist, wie auch in der Freien Welt, wo kommunistische Parteien aus den Opfern der Arbeiter das Recht ableiten, die „Verwirklichung der Demokratie“ einzuklagen. Daß sie ihren Adressaten damit erst einmal dasselbe Kompliment ausstellen wie bürgerliche Politiker, die den Beitrag der Arbeit zum Aufbau der Nation durchaus zu würdigen wissen, irritiert die sozialistischen Parteien nicht: Sie wollen ja darauf hinaus, daß diejenigen, die selbstlos alles aufgebaut haben, sich damit nichts geringeres als eine gerechte Behandlung durch die Obrigkeit verdient hätten, wenn nicht sogar den Anspruch auf einen Arbeiter-Staat – oder doch wenigstens ein Verfassungsrecht auf, ausgerechnet: Arbeit. Kein Gedanke daran, daß sich in den geschätzten, von den Lohnabhängigen erpreßten „selbstlosen“ Arbeitsleistungen deren ganze „Klassenlage“ zusammenfaßt, gegen die kommunistische Kritik sich richtet. Durch ihre Not, ein Leben lang – wenn sie gebraucht werden und solange sie sich brauchbar erhalten – Reichtum in Gestalt von Kapital produzieren zu müssen, erwerben sich die Lohnarbeiter nach sozialistischer Meinung das Recht auf politischen Lohn: auf eine ihnen verpflichtete Staatsgewalt.


Beim Hinweis auf den kleinen Widerspruch, daß eine Herrschaft über das Volk reichlich überflüssig ist, wenn sie ohnehin nur das ausführt, was das Volk braucht und will, werden orthodoxe und belesene Arbeiterfreunde sehr historisch und revolutionstheoretisch. Auch die „Diktatur des Proletariats“ sei ein Staat, heißt es dann, und zur Niederhaltung der Feinde des Sozialismus bitter nötig. Daß alles, was die Staatstätigkeit im Verhältnis zum Volk ausmacht – die Maßregelung der Mehrheit, der Zwang zum Verzicht, die ausgeklügelte Organisation von Rechten und Pflichten –, entfällt, wenn das Volk eine Revolution veranstaltet hat; daß „Ordnung“ dann vielleicht endlich etwas anderes ist als die gewaltsame sozialfriedliche Regelung von Diensten und Entbehrungen einer ganzen Klasse, für die sich der Fleiß am vom Arbeitgeber „geschaffenen“ Arbeitsplatz nicht lohnt; daß man wegen einiger hundert von der Last ihrer Verantwortung freigesetzter „Unternehmer“ keinen Gewaltapparat braucht, der getrennt von der Arbeitermacht über, also gegen sie regiert: Das alles leuchtet Leuten nicht ein, die den Sozialismus für die Einlösung der Ideale halten, die die bürgerliche Politik seit ihren ersten Tagen pflegt – und einen nach Plan funktionierenden Materialismus für eine Utopie.


Normalerweise sind die sozialistischen Arbeiterfreunde allerdings nicht mit Einwänden von kommunistischer Seite konfrontiert, sondern mit der Anwendung ihrer Vorstellung von gerechter Gewalt auf die Realität des Kapitalismus befaßt. Diese ist nach ihrer Auffassung aus zwei Lagern zusammengesetzt: Auf der einen Seite eine Arbeiterklasse, die als Produzent des Reichtums, als „die Produktivkraft“ schlechthin, auf Sozialismus orientiert ist bzw. werden darf, weil auf der anderen Seite eine Bourgeoisie und ein Staat stehen, die eben dieser Klasse, ihrem Volk gegenüber keine Pflicht kennen. Aus jedem Schaden, den das Volk verordnet kriegt, wird nach der Logik dieses Sozialismus ein Beweis für das moralische und faktische Versagen der Regierenden. Vor dem idealen Maßstab einer Politik und Wirtschaft, die für ihre Knechte dazusein hätte, gerät jede erfolgreich durchgeführte Deckelung des Volkes zum Scheitern der Herrschaft und zum Beleg ihrer Unfähigkeit.


Diese Kritik verwechselt ganz unbekümmert den Mißerfolg der Untertanen mit dem der Herrschaft; sie macht sich stark für gelungene Politik, deren Ausbleiben an all dem vorgeführt wird, was die wirkliche Politik leistet und dem gemeinen Volk zumutet. Einem Staat, der das Privateigentum sichert und das Wirtschaftswachstum in Geld beziffert, das in den Händen von Geschäftsleuten und Bankiers zu mehr Geld gemacht wird, läßt sich dann das „Versäumnis“ vorwerfen, die Gewinnsucht von Kapitalisten nicht gebremst zu haben; Unterlassungen bei der demokratisch so wünschenswerten Beaufsichtigung und Beschränkung profitbesessener Zylindermänner sind der Grund für Preiserhöhungen, Lohnsenkungen und Arbeitslose. Und diese Sünden des Staates, seine Verfehlungen gegenüber seinen eigentlichen Pflichten, erfahren ihre passende „Erklärung“: Die Politik zeigt in ihrer Willfährigkeit gegenüber den Reichen, daß sie gar nicht „unabhängig“ gemacht, sondern „hörig“ betrieben wird und von den Monopolen gesteuert. Die Reichen üben die Macht aus! lautet der Grund- und Hauptsatz der „Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus“, die in ihren unterschiedlichen Ausführungen immer nur beteuert, daß der Staat ein Werkzeug des Volkes nicht sei, da ihn die andern besetzt haben.


In seiner Sorge um die gerechte Verteilung von Reichtum und Rechten durch den Staat bekennt sich der moderne Sozialist sehr umstandslos zu seinem alternativen Nationalismus. Er will nichts von einer Aufkündigung der Dienste wissen, die „die Wirtschaft“ wachsen lassen, mit denen über die Verteilung des Reichtums bereits entschieden ist und die der Klassenstaat dann um die Verstaatlichung von so vielen Lohnteilen ergänzt, wie er für nötig erachtet. Eine Kritik dieser Dienste am Reichtum der Nation, die mit der Lohnarbeit ein Leben lang verbunden sind und ein lebenslanges Auskommen noch nicht einmal gewährleisten, hält dieser Sozialismus für eine Beleidigung der Arbeiter, die er wegen ihrer Leistungen so schätzt. In deren Namen, und weil sie es verdienen, fordert er, daß ihnen der gerechte, ihnen zustehende Anteil am Fortschritt nicht länger vorenthalten wird. Alle Lasten und Kosten, die ihnen aufgehalst werden, sind vor dem Maßstab einer „sozialen“ Herrschaft Zeichen für den Mangel des Systems.


Auch für diese Diagnose schöpfen Linke aus dem Fundus bürgerlicher Ideologien, nämlich über Krisen, die das nationale Ganze aus mancherlei Gründen befallen können. Während jedoch die Hüter der Marktwirtschaft und ihrer Freiheit mit dem Hinweis auf diese „Gefahr“ alles rechtfertigen und als sachnotwendig hinstellen, was sie veranstalten – „Rationalisierungen“, also Entlassungen, Einschränkungen im „sozialen Bereich“ usw. –, lesen die linken Kritiker daraus einen Offenbarungseid heraus: das Eingeständnis der Unfähigkeit, für Beschäftigung, Versorgung usw. im Volk zu sorgen. Sie beschweren sich, im Namen des Fortschritts des Ganzen, über die Verschwendung und Zerstörung von „Produktivkräften“ durch die „Produktionsverhältnisse“, so als wäre ihnen der enorme Reichtum entgangen, der durch die kapitalistische Form der Ausbeutung von Mensch und Natur zustandekommt – und wähnen sich dabei im Gefolge von Marx, wenn sie nicht mehr den Ausschluß einer Klasse vom Reichtum monieren, sondern aus den „Produktivkräften“ gleich eine moralische Kategorie machen.


Von der „Krise des Systems“ und ihren Folgen sind schließlich alle betroffen. Die „Herrschenden“ müssen sich vorwerfen lassen, „keine Lösung“ zu wissen. Und jede Regung von Unzufriedenheit, schon gleich alles, was sich „Bewegung“ schimpft, erfreut sich der uneingeschränkten Sympathie der Sozialisten, die die Mißachtung des Volkes für den Grund der Katastrophe halten, vor der allein sie die Nation retten können. „Nationale Solidarität“, das Bündnis aller Betroffenen, ist diesen Klassenkämpfern keine verhaßte Losung, im Gegenteil: Von unten aufgemacht, „isoliert“ sie die Feinde des Volkes, eint selbiges und vermittelt den gläubigen Vertretern des Fortschritts die Sicherheit, den Wunsch der Menschheit nach der Morgenröte des Sozialismus zu verkörpern.


In Extremsituationen passiert dann womöglich der Umsturz, zu dessen Notwendigkeit auch diese Sorte Kommunisten sich bekennt und ohne den selbst die Entmachtung der Eigentümerklasse, die sie sich vorstellen, tatsächlich nicht zu machen ist. Ihr ganzes Programm ist jedoch zugleich ein einziger Widerruf des kommunistischen Vorhabens, die gewaltsamen Garantien der kapitalistischen Ausbeutung außer Kraft zu setzen und alle dazugehörigen Verkehrsformen abzuschaffen, um jenseits von ökonomischen Sach- und staatlichen Gesetzeszwängen eine Planwirtschaft zu eröffnen. Ihr Vorhaben, dem Proletariat, wie es ist, im Staat, wie sie ihn kennen, mit den Mitteln, die bislang „bloß“ den Reichen zur Verfügung stehen, die Gerechtigkeit und die wahre Heimstatt zu verschaffen, die noch nicht verwirklicht sind, ist von sich aus nicht weiter revolutionär; wenn es nach ihnen ginge, wäre für die wahre Demokratie, die sie aufbauen wollen, in der wirklichen durchaus Platz.2) Und daran halten sich seit der russischen Revolution alle kommunistischen Parteien, auch wenn der real existierende bürgerliche Staat fortwährend klarstellt, daß er für ihre Volksdemokratie keinen Raum bietet: Wo sie nicht durch die Rote Armee an die Macht gebracht worden sind – und selbst da inszenieren sie allumfassende „Volksfronten“, so als hätten sie gar nicht als Partei die Staatsmacht übernommen! –, da bereichern sie, sofern sie nicht verboten sind, mit ihrem zunehmend gemäßigten Radikalismus die parlamentarische Parteienkonkurrenz.








1) Die nachfolgenden Überlegungen sind dem Aufsatz „Das System des realen Sozialismus“ entnommen, der in Karl Held, Abweichende Meinungen zu Polen, München 1982, als Anhang veröffentlicht worden ist. Der Auszug wurde redaktionell überarbeitet.




2) Diesen Widerspruch mag man eine „Revision“ der Marx’schen Kritik nennen, und in diesem Sinn wird gelegentlich von „Revisionismus“ die Rede sein, wenn die dargestellte Art von Sozialismus gemeint ist. Von Marx abzuweichen, ist freilich für sich kein Vorwurf – außer für Leute, und dazu gehören nun wiederum ausgerechnet diese Linken, die sich für ihre Politik auf Marx als Autorität berufen. Aber auch die vertreten nicht deswegen den Standpunkt einer massenfreundlichen Verteilungsgerechtigkeit, weil sie Marx falsch verstanden haben. Daß sie sich bei der Begründung ihrer Politik in Widerspruch zu Marx’ Ansichten über den Klassenkampf im Kapitalismus befinden, ist die Folge ihres Standpunkts: ihrer berechnenden Liebe zu den „Massen“ und ihres Rechtsfanatismus, mit dem sie dem bürgerlichen Staat vorwerfen, den Gedeckelten vorzuenthalten, was ihnen zusteht.
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Die politische Ökonomie des realen Sozialismus:


 

Planmäßige Zweckentfremdung von Lohn, Preis und Profit als Alternative zum Kapitalismus 1)



Die Staatsräson des realen Sozialismus 


galt der Herstellung historisch neuer gesellschaftlicher Verhältnisse – einer Wirtschaftsordnung, die in ihren Zielsetzungen und Verkehrsformen ausdrücklich in Gegensatz zu den ökonomischen Maßstäben und Methoden des Kapitalismus steht. Für dessen Überwindung hatte die erste Generation der sozialistischen Staatsparteien noch unter der bürgerlichen Herrschaft gekämpft; nachdem diese Parteien an die Macht gelangt waren, haben sie unter dem Titel „Aufbau des Sozialismus“ nicht nur alternatives Regieren einer ansonsten nach den überkommenen Regeln funktionierenden Gesellschaft betrieben. Was zunächst in der Sowjetunion, seit dem 2. Weltkrieg auch in den osteuropäischen Staaten vollzogen wird, ist eine praktische Kritik des Kapitalismus.


Die politische Gewalt, die sich an die Stelle der beseitigten Staatsmacht setzt, übernimmt nicht einfach die Macht, die Aufgaben und Mittel ihrer Vorgänger – sie legt ein neues Programm auf, in dem das Wohl der Nation anders definiert ist. Politik hört auf, die Freiheit und den Erfolg des Kapitals als Lebensmittel der Nation zu behandeln, so daß die Unterwerfung staatlicher Maßnahmen unter die „Sachzwänge“ des Marktes zum Gebot der politischen Vernunft wird. Die Staatsgewalt setzt mit dem Recht der alten Ordnung die Privatmacht des Geldes außer Kraft, sie erklärt alle Interessen für nichtig, die sich aufgrund der Freiheit des Privateigentums auf Kosten der Lohnabhängigen durchsetzen. Der Staat betätigt sich als Subjekt der Ökonomie: Mit seiner Gewalt lenkt er Produktion und Verteilung; an die Stelle der freien, durch die öffentliche Gewalt gewährleisteten Konkurrenz auf dem Markt tritt die Planwirtschaft. Was, wo, wie und wieviel im Wirtschaftsleben der Nation geschieht, ist das Werk staatlicher Regie. Diese Umwälzung der gesamten Produktionsverhältnisse begründen Führer und Anhänger des realen Sozialismus mit einer grundsätzlichen Kritik, die seit Marx und unter Berufung auf ihn am Kapitalismus geübt wird: Wo es um das Wachstum des Kapitals geht, verkommt die arbeitende Klasse zum Material und Mittel des Reichtums, den sie schafft – und das bekommt ihr nicht gut.


Die Politiker des realen Sozialismus haben also aus den „sozialen Fragen“, die auch Liebhaber der Marktwirtschaft zur Kenntnis nehmen, einen anderen Schluß gezogen als die zahlreichen Befürworter von politischen Reformen. Wo letztere „Mißstände“, „Ungerechtigkeiten“, „soziale Härten“ ausmachen und zum Anlaß nehmen, Markt und Meinung besser zu verwalten, bestehen die antikapitalistischen Kritiker darauf, daß den Unterschieden, die bisweilen für zu groß gehalten werden, der ökonomische Gegensatz zwischen den Klassen zugrundeliegt. Sie wollen diese Gegensätze nicht im Namen des sozialen Friedens und im Interesse der Nation entschärfen, sondern beseitigen, indem sie die Grundrechnungsarten der bürgerlichen Geschäfts- und Arbeitswelt abschaffen. Sie erteilen den Versuchen, die Freiheit des Kapitals zu gewährleisten und ihre Wirkungen auf die Lohnabhängigen erträglich zu gestalten, eine eindeutige Absage. Realsozialisten verwechseln nämlich – zurecht – Sozialpolitik nicht mit Leistungen, welche die notorische Erzeugung von „sozial Schwachen“ ungeschehen machen. Es geht ihnen um die Einführung eines Wirtschaftssystems, das keiner sozialpolitischen Korrekturen bedarf, weil es keine „sozialen Probleme“ schafft und „die Wirtschaft“ von vorneherein nicht auf Kosten, sondern zum Nutzen der Werktätigen organisiert. Im Arbeiter- und Bauernstaat verpflichtet sich die Staatsmacht darauf, Produktion und Verteilung im Interesse derjenigen zu regeln, die mit ihrer Arbeit für den gesellschaftlichen Reichtum sorgen. Dies ist das Programm des sozialistischen Staates, wenn er mit der Aufhebung des Privateigentums den besitzenden Klassen der bürgerlichen Gesellschaft ihre Existenzgrundlage entzieht und seine politische Gewalt als Diktatur des Proletariats versteht.


An diesem Unternehmen ist ein Widerspruch nicht zu übersehen. Es zielt auf Beseitigung der Armut, auf Erleichterung der Arbeit, die sich lohnen soll, indem ihr der Charakter eines erzwungenen Dienstes für fremden Reichtum genommen wird – und doch wird dieses Programm als Werk politischer Gewalt durchgeführt. Nicht nur der Umsturz der kapitalistischen Machtverhältnisse und ihrer rechtlichen Regeln, auch die planwirtschaftlichen Direktiven werden der Gesellschaft, den Werktätigen als erklärten Nutznießern des Sozialismus durch die Staatsmacht aufgeherrscht. Die Auflösung dieses Widerspruchs, die dem Inhalt des Programms entspricht, war den Klassikern – trotz ihrer berüchtigten Zurückhaltung, was Aussagen über den Sozialismus angeht – durchaus bekannt: Mit dem Gelingen der sozialistischen Planung, einer Produktion, die aus der Arbeit ein Mittel zunehmender Bedürfnisbefriedigung macht, wird die politische Herrschaft überflüssig; wo es keinen Gegensatz zwischen Klassen gibt, wo die Konkurrenz um privaten, andere ausschließenden Reichtum die Gesellschaft nicht in Gewinner und Opfer scheidet, bedarf es keiner gewaltsamen Beaufsichtigung beschränkter Interessen mehr.


Die realen Sozialisten, die sich stets gern als Erben ihrer Berufungsinstanzen präsentierten, waren in dieser Hinsicht von Anfang an anderer Auffassung. Ihrem Staat haben sie eine bleibende Rolle zugeschrieben, indem sie ihn mit einem eigenen, von der übrigen Gesellschaft getrennten Haushalt ausstatten, über den er die Umwidmung des Reichtums zum Wohl der Werktätigen vornimmt. So zur Instanz der ökonomischen Fürsorge ernannt, ist die politische Gewalt – mag sie sich mit noch so unschönen Machtmitteln durchsetzen – natürlich nie und nimmer in Zweifel zu ziehen. Sie hat eben nicht „nur“ die Aufgabe, die Umwälzung der Produktionsverhältnisse vorzunehmen und gegen ihre Feinde zu sichern; sie organisiert nicht einfach die zweckmäßige Arbeitsteilung und Kooperation sowie die technischen Verbesserungen der Produktivkräfte, von der die Massen etwas haben. Die politische Gewalt erhält das Monopol auf die Verteilung des Reichtums, der ihrer Verwaltung unterstellt ist, und sie definiert diesen Gebrauch ihrer Macht als Dienst an den Werktätigen, über die sie gebietet. Umgekehrt besteht der Staat darauf, daß die Werktätigen auch dem sozialistischen Gemeinwesen dienen, das durch sein Recht ihre Interessen organisiert. Damit er nach den Maßstäben sozialistischer Gerechtigkeit verfahren kann, verstaatlicht der Staat sämtliche Leistungen seiner Bürger nach den Prinzipien der Wirtschaftlichkeit, die er bei den Betrieben wie bei seinem Haushalt dann gegeben sieht, wenn in Geld berechnete Bilanzen aufgehen und wachsen. Er übernimmt die kapitalistische Wertrechnung, um ihre Resultate dem Privateigentum zu entziehen und den Reichtum per staatlicher Verfügung zu sozialisieren – und damit korrigiert er sie auch erheblich.


Allerdings ist dieser Entscheidung für die historische Mission der Staatsmacht im Sozialismus – noch vor jeder Befassung mit den Techniken der „Planung und Leitung“ im realen Sozialismus des 20. Jahrhunderts – eine andere Sorte Kapitalismuskritik zu entnehmen als die, welche auf die Überwindung der bürgerlichen Klassengesellschaft und der ihr gemäßen Staatsgewalt zielt. Der östliche Marxismus hat sich offenbar auf einen Vergleich mit dem Kapitalismus verlegt, der sich explizit oder implizit an „gesellschaftlichen Aufgaben“ orientiert, die in beiden Systemen bewältigt werden müssen und der Staatsmacht obliegen. In diesem Vergleich schneidet der Sozialismus gut ab, insofern er Dinge erledigt, die mit den Zielsetzungen, Notwendigkeiten und Erfolgskriterien des Kapitalismus nichts zu schaffen haben, ihm allerdings als Versagen zur Last gelegt werden.


Kapitalismus ist nach dieser Lesart des Marxismus erstens eine respektable Ansammlung von Produktivkräften, deren Nutzung freilich unter der Fessel geschichtlich überholter Produktionsverhältnisse leidet. Der Staat hält diese Produktionsverhältnisse wider alle Gebote wirtschaftlicher Vernunft mit Gewalt aufrecht. Kapitalismus ist zweitens eine gesellschaftliche Produktionsweise, was zu begrüßen ist; aber eine, die durch private Aneignung verunstaltet wird und „der“ Gesellschaft das Ihre vorenthält. Er ist drittens eine Wirtschaftsweise, in der die objektiven Gesetze „der Wirtschaft“ zum Tragen kommen und ihre Wirkung tun, ohne daß ihnen jedoch durch die maßgeblichen Instanzen Rechnung getragen wird. Es handelt sich also viertens um ein System, das in Sachen Entwicklung der Produktivkräfte seine Schuldigkeit getan hat, inzwischen aber auf diesem Gebiet versagt. Es produziert hauptsächlich Anarchie und Krisen, laboriert an Unordnung und regelmäßigen Mißerfolgen. Von Fäulnis gekennzeichnet, ist es dennoch nicht bereit, seinen Platz dem historisch fälligen Sozialismus zu räumen. Denn es wird fünftens von einem Staat aufrechterhalten, der keinerlei gesellschaftliche Notwendigkeiten durchsetzt, weil er dazu gar nicht in der Lage ist. Er ist dem Kapital zu Diensten, was von seiner begrenzten Souveränität zeugt; aufgrund seiner Abhängigkeit vom großen Geld vergeht er sich ständig an den Interessen der Mehrheit. Politik ist ein Betätigungsfeld von „Kreisen“, die sich und den Monopolen ihre Privilegien sichern und der Arbeit, also den Massen das Recht vorenthalten, das ihnen als Schöpfern des Reichtums zusteht.


Die Liste der Mängel, die dem Kapitalismus zur Last gelegt werden und den Sozialismus auf den Plan rufen, relativiert den „klassischen“ Vorwurf gegen das Ausbeutungsverhältnis zwischen Kapital und Arbeit, das die Politik des Klassenstaates betreut, sehr gründlich. Ausbeutung ist nach dieser Sichtweise nicht die nötige Konsequenz der Scheidung der Gesellschaft in Klassen, welche durch die staatliche Sicherung des Privateigentums erzwungen wird; das Recht schreibt nicht die Regeln fest, nach denen die mit dem Eigentum etablierten Gegensätze auszutragen und zu ertragen sind – und Politik ist nicht die Ausübung des Gewaltmonopols, das sich in den Wachstumsraten des Kapitals, die auf Kosten der lohnarbeitenden Klasse erzielt werden, seine Mittel verschafft. Vielmehr geraten sämtliche Nachteile und Nöte, Ärgernisse und Opfer der lohnabhängigen Massen zur Konsequenz eines Versagens – und zwar der politischen Herrschaft im Kapitalismus, eines Versagens vor den Gesetzen, die zu befolgen eine verantwortungsbewußte, den geschichtlichen Aufgaben verpflichtete Staatsmacht gehalten ist. An die Stelle einer Kampfansage gegen die Notwendigkeiten des Kapitals tritt eine alternative Benutzung und Betreuung der Lohnarbeit; der Sozialismus präsentiert sich als historisch fällige Korrektur von Versäumnissen, die sich einer Mischung von unsozialer Vorteilssuche, Mißachtung von Gesetzmäßigkeiten „der“ Wirtschaft wie der Geschichte und viel Unfähigkeit verdanken.


Insofern nimmt sich das Projekt „Verwandlung des Privateigentums in gesellschaftliches“ resp. „Volkseigentum“ gar nicht so revolutionär aus – jedenfalls nicht aus der erfahrungsreichen Perspektive der arbeitenden Klasse im Sozialismus. Denn die gibt es im realen Sozialismus erklärtermaßen noch und erst recht, nachdem die Existenzgrundlage des Kapitals – das Privateigentum an Produktionsmitteln – außer Kraft gesetzt worden ist. Diesen Schritt vollziehen die realen Sozialisten ausdrücklich, um den im Kapitalismus angeblich bereits waltenden und zugleich vernachlässigten Gesetzen zu ihrem Recht zu verhelfen. Der Lohnarbeit verhelfen sie dabei völlig programmgemäß zu einer gerechten Benutzung durch eine ebenso gerechte politische Gewalt, die den Werktätigen wegen ihrer in Anspruch genommenen Leistungen auch eine gerechte Entschädigung, nämlich ihre Existenzsicherung und jede Menge Respekt, einräumt. Deswegen ahmen die realen Sozialisten manche Rechnung aus der Welt des Kapitals nach, wenn sie ihre Planwirtschaft einrichten. Sie übernehmen die ökonomischen Techniken aus dem System des Schachers, der Konzernbilanzen und der Kalkulation mit Lohnkosten – um sie als Hebel des verstaatlichten Reichtums einzusetzen, der die arbeitende Klasse zu dem Stand im Staate erhebt. Diese Emanzipation erspart den Lohnarbeitern den Kapitalismus ebenso wie eine von ihren Interessen geleitete Planwirtschaft – sonst nichts.


Die sozialistische Ware


Sozialismus aufbauen heißt für die kommunistischen Parteien des Ostblocks nichts Geringeres, als die Alternative zum Kapitalismus herbeizuregieren. Im Kapitalismus sind die Preise der Waren Mittel des privaten Gewinns. Die gesellschaftliche Armut ist die Folge davon, da der Gewinn der einen das Einkommen der Mehrheit beschränkt. Die Reichen werden immer reicher, die Armen immer ärmer, und der Staat tut nichts dagegen. Erst im Sozialismus, wo die Partei der Arbeiterklasse die Kommandohöhen „der Wirtschaft“ erklimmt, ist mit der Abschaffung des Privateigentums der Staat in der Lage, Kosten und Nutzen des Reichtums so zu regeln, daß jedermann in seinen preiswerten Genuß kommt. Der sozialistische Staat, der die Produktion und Verteilung des Reichtums lenkt, bestimmt den Preis der Waren. Damit gebietet er Austauschrelationen zwischen den verschiedenen Warengattungen, die er für nützlich und gerecht hält.


In Sachen Gerechtigkeit wird dieser Staat aktiv, weil er als „die Wirtschaft lenkendes Subjekt“ angetreten ist, um der arbeitenden Klasse das Recht widerfahren zu lassen, das ihr als Mittel des Kapitals vorenthalten wird. Er besteht darauf, daß diejenigen, die den Reichtum schaffen, bei der Bewältigung ihrer Lebensnotwendigkeiten nicht an einem Markt scheitern, auf dem die Verfügung über Geld und die geschäftstüchtige Preisgestaltung derer, die etwas zu verkaufen haben, das Bestimmende sind. Dieser Staat ist Gegner der Privatmacht des Geldes, die die Welt des Privateigentums kennzeichnet – und Befürworter eines gesicherten Lebensunterhalts der Werktätigen, deren Lohnhöhe er ebenso zu einer Frage seiner Entscheidung macht wie die Erschwinglichkeit der Gebrauchsartikel, die sie brauchen.


Daß es ihm überhaupt nützlich erscheint, den Resultaten der unter seiner Herrschaft vonstatten gehenden Produktion eine Preisform anzuhängen, ist freilich angesichts dieser Praxis, die sich doch kritisch gegen die Unterwerfung des Gebrauchswerts unter die Preise richtet, seltsam. Die Lenker des Staates setzen einen Markt ins Werk, um ihn zu planen. Sie wissen von der Beschränkung, welche im Preis der Verfügung über den Genuß von Gebrauchswerten aufgemacht wird; sie kennen den Gegensatz von Interessen, der sich zwischen Käufer und Verkäufer allemal abspielt (das Bedürfnis nach Gebrauchswerten widerspricht dem nach der Anhäufung von möglichst viel Geld, dem Äquivalent für jede beliebige Sorte Reichtum) – und sie führen dennoch die Unterordnung des Gebrauchswerts unter den Tauschwert ein. Allerdings mit dem Vorbehalt, daß der Austausch Ware-Geld den staatlich erwünschten Verteilungsergebnissen entspricht. Insofern der sozialistische Staat einen Markt ohne Konkurrenz einrichtet – die Veränderung der Preise ist niemandem als sein ökonomisches Mittel gestattet – und zugleich alles dem Maßstab des Geldes unterwirft, den er setzt, monopolisiert er die Macht des Geldes.


Dieses Verfahren, das schließlich das ökonomische Programm einer nützlichen Herrschaft ankündigt, erklärt das Geld, das Maß des abstrakten Reichtums zum ausgezeichneten Mittel einer Planung. Diese Planung einer volksnützlichen Produktion und Verteilung des Reichtums soll dadurch bewerkstelligt werden, daß der Gebrauchswert des Geldes, Repräsentant jeder und Verfügungsgewalt über jede Sorte Reichtum zu sein, nur staatlichen Zielsetzungen gemäß funktioniert. Dieser Staat schafft sich mit seinem Gewaltmonopol ein eigenartiges ökonomisches Monopol, wenn er mit seinem „planmäßigen Preissystem“ erwünschte Zirkulationsergebnisse praktisch definiert. Er mißt so die Erfolge seiner „Wirtschaft“ in Geld, um anhand von bilanzierten Geldgrößen im Staatshaushalt zu entscheiden, was auf seiten der Produzenten an Reichtum und Leistung fällig ist. Den Zweck der Geldvermehrung behält er allein sich vor, und von seinem Gelingen macht er die Teilhabe aller am stofflichen Reichtum abhängig. Um sich zur Durchführung seines sozialstaatlichen Programms zu befähigen, diktiert er seiner Gesellschaft monetäre Dienste.


Die Etablierung einer solch eigenartigen „Ware-Geld-Beziehung“, die dann als Hebel ausgenutzt wird – da haben die Liebhaber des „Systems der Planung und Leitung“ recht –, ist mit Kapitalismus nicht zu verwechseln. Das Kunststück, das sie von ihren „Kommandohöhen der Wirtschaft“ aus bewerkstelligen wollen, besteht ja nicht in der schlichten Unterwerfung des Gebrauchswerts unter den Wert, der Erzeugung und Verteilung des stofflichen Reichtums unter den Zweck der Geldakkumulation. Für sie ist die „Rechnungsführung“, die mit Größen abstrakten Reichtums operiert, ein ausgezeichnetes Mittel, um die Produktion und Verteilung des wirklichen Reichtums zu „stimulieren“ und zu „kontrollieren“. Eines allerdings kann ihnen hier schon gesagt werden: Um eine Planung der Produktion handelt es sich bei dieser umständlichen Befehlsform nicht. Ob eine Produktion den Fortschritten der staatlich definierten Wertgrößen dient oder mehr stofflichen Reichtum schafft, sind nämlich ganz verschiedene Dinge. Das Ideal eines geplanten Marktes läßt sich zwar mit der Gewalt des Staates wahrmachen, aber nicht ohne das Auseinandertreten von rechnerischen und tatsächlichen Erfolgen an der „Produktionsfront“ und „in den Regalen“. Die Anstrengung, den sozialistischen „Sachzwängen“ zu genügen, zielt auf verbuchbare Geldziffern. Und das heißt in bezug auf die verfügbaren Gebrauchswerte, daß sich mancher Erfolg relativiert, so oder anders herum.


Die verschiedensten Kommissionen und Wissenschaftler bemerken freilich nicht den Irrweg einer „sozialistischen Ware-Geld-Beziehung“, und sie machen sich auch nicht dafür stark, Arbeit nach Maßgabe der natürlichen und technischen Bedingungen zu planen. Dazu wären technologische Kenntnisse, auch gesundheitliche Erwägungen, allemal wichtiger als Rätseleien über die „Vergleichbarkeit“ von Arbeiten, pseudowissenschaftliche Rechnungen bei der Bewertung ihrer Erträge und die Suche nach dem objektiven „Wertgesetz“, dem der Sozialismus zu entsprechen hat. Als ob Marx das empfohlen hätte, als er das Wertgesetz erklärte und den Kapitalismus damit kritisierte!


Der sozialistische Gewinn


Für den erwünschten effektiven Gebrauch von Material und Arbeitsmitteln in den Betrieben hält der sozialistische Staat einen Maßstab bereit. Dieser stammt nicht aus der Eigenart der jeweiligen Produktion, sondern aus dem Beschluß, den für sämtliche guten Werke erforderlichen Reichtum erstens dem Staat zur Verfügung zu stellen und dies zweitens in Form von Geldgrößen zu tun, die drittens zunehmen. Dieser Maßstab heißt Gewinn und stellt als ökonomische Kennziffer die Vorschrift dar, einen möglichst großen Überschuß über die Kosten der Produktion zu erzielen. Da die Einkaufspreise wie die Verkaufspreise „geplant“ sind, stellt sich die praktische Frage, wie diese Kennziffer aus dem traurigen Dasein einer schlichten Rechnung zum Status einer im Interesse des Betriebes liegenden Berechnung gelangt. Und den Widerspruch der Frage tragen dann auch die „Antworten“ in sich. Der Hebel, der die Fortschritte in der Produktion des Reichtums bewirken soll, „stimuliert“ eine ganze Palette von Unarten, über deren Resultate sich dann die Parteigänger der kapitalistischen Ausbeutung so hämisch verbreiten können.


Der Verdacht, die Planer und Leiter könnten sich bei der Einführung ihrer Kennziffer am Kapitalismus ein Beispiel genommen haben, ist abwegig. Geschäftsleute machen Gewinne, die ihr Vermögen vergrößern, und ihr ganzes Trachten im Umgang mit den „Produktionsfaktoren“ gilt diesem Zweck, für den der Markt das passende Mittel abgibt. Volkseigene Betriebe erlösen nach getaner Arbeit einen Überschuß, der in Geld beziffert ist, nur dann, wenn die Relation zwischen staatlich dekretierten Ein- und Verkaufspreisen es gestattet. Die Techniken der Konkurrenz gegenüber Ver- und Einkäufern stehen ihnen nicht offen, das erwirtschaftete Geld steht ihnen nicht als materialisierte Privatmacht zur Verfügung, sondern bildet das Material für staatliche Entscheidungen. Somit hat jede Betriebsleitung zwar den Auftrag, die Produktion so zu gestalten, als ob sie sich als Mittel für auf dem Markt zu realisierende Geschäftserfolge bewähren müßte. Nur sind ihr bei der Optimierung des Verhältnisses Kosten : Überschuß sämtliche Manipulationen mit den Preisen versperrt, so daß die Orientierung an der „Hauptkennziffer der Planung“ ganz in den Umgang mit Material und Arbeit fällt. Freilich so, daß die Effizienz des Produzierens, die Qualität und Quantität der Produkte, für sich nicht das Gelingen des Gewerbes ausmacht, sondern die Bewertung, die der Staat für die Produktionsergebnisse vorgesehen hat.


Die „Initiative“, die der Staat ins Leben ruft, kommt aus den genannten Gründen nur zustande, wenn der Staat den Betrieben mitsamt der Kennziffer auch noch Vorteile für den Fall zukommen läßt, daß sie es ihm recht machen und Erfolgsbilanzen zustandebringen. Die Alternative, ihnen mit Sanktionen zu drohen, ist aus Gründen nicht fällig, die zu den Prinzipien der realsozialistischen Wirtschaft gehören. Die Einstellung der Produktion kommt schon gleich nicht in Frage – um sie und ihren unaufhaltsamen Fortschritt geht es schließlich. Die „Wert“-Rechnungen sind ja nicht Zweck der ganzen Veranstaltung, sondern die staatliche Handhabe, um die Produktivkräfte zur Entfaltung zu bringen. Und da der sozialistische Staat auf die Produktivkraft schlechthin, den Arbeiter, nichts kommen läßt und „die Arbeit“ für die Quelle allen Reichtums hält und – trotz Marx‘ Bemerkung in der ‚Kritik des Gothaer Programms‘2) – enorm schätzt, gilt ihm die Entlassung von Arbeitern als Verbrechen. Er gewährt und garantiert jedem Bürger ein Recht auf Arbeit.


Die Vorteile, mit denen die Betriebe zur staatsbilanzwirksamen Produktion veranlaßt werden, bestehen in der Zuteilung (oder Überlassung) von Mitteln aus dem nationalen Haushalt. Teils für die Betriebsführer, teils für die Belegschaft, teils für die Produktion werden Rechte und Geld zur Verfügung gestellt, die es lohnend machen, daß sich das Kollektiv durch Gewinnerwirtschaftung auszeichnet. Die Normalform dieser Stimulierung besteht in Modifikationen des Verhältnisses zwischen an den Nationalhaushalt abzuführenden und beim Betrieb verbleibenden Gewinnteilen. Letztere tun ihre Wirkung über den Lohnfonds des Betriebs ebenso wie über den Fonds, den er zur Erneuerung und Erweiterung der Produktion („Investition“) verwenden kann. Daneben tritt ein Prämienwesen, das seine Kriterien aus der Definition eines Solls und seiner Er- sowie Übererfüllung bezieht.


Damit ist zwar der Anreiz zum Gewinnemachen vorhanden, aber die Kalkulation des sozialistischen Staats noch lange nicht aufgegangen. Nicht deswegen, weil die Betriebe den Anreiz Anreiz bleiben lassen und eine ruhige Kugel schieben, sondern weil sie auf das Angebot eingehen. Die öffentlich breit diskutierten Methoden des Gewinnemachens und -steigerns werden konsequent angewandt: Mehr in derselben Zeit produzieren, an Produktionsmitteln sparen! Bei der Möglichkeit einer Auswahl zwischen verschiedenen Produkten das (verkaufs-)preisgünstigere herstellen und bei anderen Zurückhaltung üben; auf der Grundlage von brauchbaren Preisrelationen „Erfolge“ erarbeiten, die die Anwendung neuer Arbeitsmittel überflüssig machen, weil diese – obgleich höhere Produktivität und bessere Produkte winken – nicht zum Sparsamkeitsgebot passen. Und selbst dort, wo die in den betrieblichen Fonds belassenen Mittel brav und rationell eingesetzt werden, bemerkt das Planer- und Leitertum eine Konsequenz eigentümlicher Art: Die „guten“ Betriebe werden über die Befolgung seines Hebels bisweilen besser – die schlechten bleiben mangels verdienter Zuwendung immer schlechter.


Der geplant ins Leben gerufene „Betriebsegoismus“ schafft seinen Urhebern manches Problem. Sie kriegen die Quittung für ihr Versäumnis, die gesellschaftliche Produktion zu planen; ihre (be-)wert(-ungs)theoretisch fundierte Liebe zum Maßstab des Geldes, der – brav eingehalten – die Produktivkräfte auf immer höhere Stufen emporheben sollte, zeitigt Resultate, die selbst fanatische Ein- und Überholer des Kapitalismus nicht mehr schätzen können. Deshalb gibt es Bekenntnisse der folgenden Art:


„Der Gewinn als ökonomische Kennziffer widerspiegelt nicht die  ganze Effektivität der Produktion. Unter bestimmten Bedingungen – wie die Erfahrung bewiesen hat – kann die Erhöhung der Rentabilität des Betriebes von einem Sinken der Produktion sowie von einem Ignorieren der Konsumtionsinteressen begleitet sein.“


Solche Befunde zeugen allerdings weniger von Einsicht als von der Absicht, so weiterzumachen und eine Verbesserung des „Systems der Plankennziffern“ zu inaugurieren. Die Phänomene, auf die da eine Dame namens „Erfahrung“ aufmerksam macht, sind eben nicht unter „bestimmten“ Bedingungen zustandegekommen, sondern unter denen, die die leitenden Politökonomen ihren Betrieben aufgemacht haben. Die Klage gilt nichts anderem als der zielstrebigen Trennung des finanziellen Erfolgs vom materiellen Resultat der Produktion. Brauchbare Produkte und produktive Arbeit müssen bei diesem Imperativ einen Mißerfolg in der Bilanz darstellen; umgekehrt dürfen sich Ausschußwaren, mit überholten Fertigungsmethoden erzeugt, stolz als Gewinn ausweisen lassen. Wem freilich an seinem sozialistischen Dekret, die Betriebe möchten Selbstkosten, Investitionen sparen, dabei aber lauter Gewinne mit „hochwertigen Erzeugnissen im gewünschten Sortiment“ machen, kein Widerspruch auffällt, dem sind auch die Probleme mit der „Proportionalität“ der einzelnen Abteilungen seines Ladens ein Geheimnis. Er meint, sie vorzufinden – auch wenn er zehnmal dafür plädiert hat, daß das Prinzip der „Selbsterwirtschaftung der Mittel für die erweiterte Reproduktion“ gelten soll. Daß an manchen Ecken diese Selbsterwirtschaftung nicht nur nicht stattfindet, sondern geplant mit staatlichem Knapphalten von Investitionsmitteln festgeschrieben wird, was als nicht lohnend gilt, haben solche Anwälte des „Wertgesetzes im Sozialismus“ glatt übersehen. Deswegen widmen sie sich ein ums andere Mal einer „ökonomischen Reform“ und tüfteln neue Preise und Kennziffernsysteme als Korrektur aus...


Aufgrund der unübersehbaren „Verzögerung“, welche die „Entwicklung der Produktivkräfte“ verzeichnet – die realen Sozialisten schätzen schließlich nach wie vor und aus gegebenem Anlaß den Vergleich mit dem faulenden Kapitalismus –, ist man drüben auf eine Idee verfallen. Die geht streng un-ökonomisch und trägt sich als Auftrag vor, der im Sozialismus im Grunde viel besser zu erledigen geht als anderswo, deswegen aber auch unbedingt erledigt werden muß. Der Name dafür heißt „wissenschaftlich-technische Revolution“, und das ist eine Ideologie. Umschrieben wird damit ein Bedürfnis des sozialistischen Staates, das ihm seine Betriebe trotz aller Kennziffern, die dazu bestimmt sind, „die Interessen des Betriebes mit den Interessen des Staates zu einem Ganzen verschmelzen zu lassen“, nicht erfüllen. Die Sorge gilt dem „Zurückbleiben des technischen Niveaus der gesamten Wirtschaft“, was ziemlich bedenklich ist: „Der Fortschritt von Wissenschaft und Technik ist Haupthebel für die Schaffung der materiell-technischen Basis des Kommunismus.“


Auf diese Weise verklärt die politische Ökonomie der Hebelwirtschaft den Gegensatz, den ihre Praktiken zwischen Produktivkräften und Produktionsverhältnissen schaffen, zum „Problem“, das vorliegt und zu bemeistern ist. Mit Phrasen über den „Prozeß des Kampfes des Neuen mit dem Alten, des Fortschrittlichen mit dem Konservativen“ verlegen sie die Korrektur ihrer politökonomischen Fehler in den Bereich des guten Willens. Alle an der Produktion leitend wie mitwirkend Beteiligten sollen sich dem Einsatz für den „Fortschritt“ verschreiben – die Moral wird zum Hebel, dessen Betätigung die negativen Wirkungen der ökonomischen Hebel ungeschehen machen soll.


Der Lohn des Sozialismus


Der sozialistische Staat entzieht Ware, Geld und Gewinn der Verfügung des kapitalistischen Privateigentums, um der arbeitenden Klasse zum verdienten Recht auf die Früchte ihrer Arbeit zu verhelfen. Er übernimmt auch die Lohnarbeit in seine Regie, weil sie in der Abhängigkeit vom Kapital ein untaugliches Lebensmittel der Klasse darstellt, durch deren Leistungen der gesamte gesellschaftliche Reichtum zustandekommt. Weil die Werktätigen als Nutznießer des geplanten Marktes vorgesehen sind, wird der Arbeitslohn so umgestaltet, daß er als Einkommen der Lohnabhängigen deren gerechte Teilhabe am Reichtum sichert, den sie schaffen.


Die Abwandlung, die der Lohn im Sozialismus erfährt, ist also darauf berechnet, diesem Einkommen den Charakter einer dauerhaften Beschränkung zu nehmen, die der Arbeiter bei der Gestaltung seines Lebens – der Notwendigkeiten wie der darüber hinausgehenden Genüsse – im Kapitalismus zu ertragen hat. Dieser Zielsetzung entsprechend vermeidet der sozialistische Staat zunächst einmal den Gegensatz, in den die Lohnabhängigen dadurch geraten, daß ihre Kaufkraft als Mittel fremden Eigentums herhalten muß. Mit den festgelegten niedrigen Preisen für das Lebensnotwendige – vom Brot über die Mieten bis zur Freizeit- und Urlaubsgestaltung – entfällt weitgehend der Zwang zum Einteilen, den die freie Marktwirtschaft dadurch stiftet, daß noch die elementarsten Lebensmittel Geschäftsartikel sind, an denen auf Kosten der Käufer verdient wird. Dafür kriegen die sozialistischen Werktätigen die „Schwächen“ des sozialistischen Marktes zu spüren, der aufgrund der eigentümlichen Planung der Produktion mit Angeboten und Qualität geizt.


Andererseits ist aber im sozialistischen Rechnungswesen bei allem Bemühen, den Arbeitern Existenz und zunehmenden Wohlstand zu sichern, die Behandlung des Lohnes als Kostengröße eine Selbstverständlichkeit. Die nationale Frage, welcher Anteil der gesellschaftlichen Arbeit auf die Konsumtion im Unterschied zur Entwicklung der Produktivkräfte, also zur Erleichterung der Arbeit und zur Mehrung ihres Ertrages, zugunsten der Erweiterung der Bedürfnisse und ihrer Befriedigung, verwandt werden soll, ist in dieser Sorte Planwirtschaft deshalb nie so recht auf die Tagesordnung gekommen. Stattdessen suchten die Sozialisten nach ökonomischen Bestimmungsgründen und Schranken für das Einkommen der Werktätigen, welche sich aus objektiven Gesetzen der sozialistischen Produktionsweise ergeben. Dabei wurde das von den staatlichen Planern eingerichtete Rechnungswesen mit Wertgrößen ein weiteres Mal wie eine Ansammlung vorgefundener Sachzwänge und Daten genommen, denen der gesamtgesellschaftliche Konsumtionsfonds wie die betrieblichen Lohnfonds zu entsprechen haben.


Auf diese Weise gelangen die Lohnarbeiter in den zweifelhaften Genuß, als Repräsentanten einer ökonomischen Kategorie ihren Lebensunterhalt zu bestreiten, die höchstoffiziell der „sozialistischen Akkumulation“ im Wege steht. Ihre Leistung ist umgekehrt das Mittel dieser Akkumulation. So wird die Höhe des Lohnes von den Kommissionen des sozialistischen Sachverstandes einerseits nach dem Gesichtspunkt der Gerechtigkeit „ermittelt“, die sie den Arbeitern widerfahren lassen wollen; andererseits gemäß dem Grad festgelegt, in dem sich die Werktätigen nützlich erweisen. Beide Kriterien werden ohne falsche Scham unter Berufung auf Marx‘ Kritik der politischen Ökonomie, die dem Kapitalismus und seinen Gesetzen der Vermehrung des Werts gilt, in Anschlag gebracht. Das Resultat ist eine Nachbildung der Lohnhierarchie der überwundenen Klassengesellschaft, die samt den Korrekturen aus unhintergehbaren Gesetzen der Verteilung im Sozialismus hervorgeht.


So setzen die Planer und Leiter der sozialistischen Akkumulation ihre Variante der Lohnarbeit als einer abhängigen Variablen in Kraft. Als solche – weil Mittel der Akkumulation – behandeln sie den Lohn ausdrücklich, wenn sie ihn als Hebel anwenden, der den Werktätigen über das Interesse an Einkommen und Wohlstand den Willen zu gesteigerter Leistung aufherrscht. Die Normen der Entlohnung sind darauf berechnet, als materieller Anreiz zu mehr, besserer und schnellerer Arbeit zu wirken. Ergänzt durch ein Prämienwesen und den sozialistischen Wettbewerb – also durch lohnwirksame Sonderleistungen – verlangt das Lohnsystem von den Werktätigen nichts geringeres als die Kompensation all der Mißerfolge, die der sozialistische Staat in den Bilanzen seiner Hebelwirtschaft verbucht. Als wäre der mangelnde Einsatz der lebendigen Produktivkraft Arbeit – der vielgepriesenen Quelle des sozialistischen Reichtums, aus dessen großem Topf wegen der unerbittlichen Gesetze der Akkumulation eben nur bedingt Mittel für den Wohlstand der arbeitenden Klasse zur Verfügung stehen – der Grund für die schlechten Produktionsergebnisse, als wären die allzeit trägen Werktätigen haftbar für die finanziellen und materiellen Lücken in den staatlichen Fonds, ergänzen die staatlichen Verwalter des „sozialistischen Wertgesetzes“ ihre materiellen Anreize um eine moralische Betreuung des Leistungswillens ihres Volkes. Der steht ihnen schon deshalb zu, weil sie ihm das Recht auf Arbeit einräumen und sich damit die Pflicht aller zur Stärkung des Sozialismus verdient haben.


Auf dieser bedingungslosen Dialektik beruht schließlich auch die Rolle, die der Arbeiter- und Bauernstaat den Gewerkschaften zuweist. Diese Organisationen vertreten die sozialistische Gerechtigkeit für die Lohnabhängigen ebenso wie ihnen gegenüber und unter ihnen. Sie verfechten deren Interessen im  System, indem sie jede mit Lohn und Leistung vollzogene Beeinträchtigung der Werktätigen in eine Initiative ummünzen, die von eben diesen Werktätigen aktiv und vorbildlich organisiert ergriffen wird. Und diese Initiativen, die jeden Tag und überall – vom Parlament bis zu den Betrieben – stattfinden, zählen als Verbesserungen am System des Sozialismus, festigen die Einheit von Staat, Partei und Werktätigen und machen das Lohnsystem immer gerechter. Insofern leiden diese Gewerkschaften auch nicht darunter, daß ihre Kritik kein Gehör findet und ihre Mitbestimmungsrechte zu gering ausfallen. Sie wirken mit in allen Belangen der Werktätigen, die in jedem Bereich des staatlichen und Wirtschaftslebens und immer zur Debatte stehen; sie sind befugt, in sämtlichen Affären als Anwalt der Werktätigen mitzuentscheiden; das Lohnsystem, die Vervollkommnung der Hebel wie der Moral sind nicht zuletzt ihr Werk: Die Gewerkschaft ist die gesellschaftliche Macht, die die Interessen der Werktätigen vertritt und durchsetzt – so, wie diese Interessen eben mit der Rolle der Arbeit im Sozialismus gültig sind. Einen Vergleich mit den gleichnamigen „freien“ Vereinen im Kapitalismus braucht diese Sorte Arbeiterorganisation deshalb nicht zu scheuen, was allerdings eher gegen sie spricht. Weil durch ihre Leistungen aus der Arbeit ebenfalls kein brauchbares Lebensmittel wird.


Der sozialistische Außenhandel


Der Entschluß, das Wachstum des nationalen Reichtums in Gestalt von Geldgrößen zum Dreh- und Angelpunkt des Planes zu machen, erstreckt sich nicht nur auf das Mutterland des realen Sozialismus. Auch die Länder, die im Zuge der Weltkriegsresultate an der Seite der Sowjetunion zur Nationalisierung der Produktivkräfte übergegangen sind, befleißigen sich seitdem des Rechnungswesens, in dem die Produktionsverhältnisse auf welthistorisch neue Art der Entfaltung der Produktivkräfte in die Quere kommen.


Die ökonomischen Beziehungen, die die Staaten des realen Sozialismus untereinander eingehen, gestalten sich von daher nicht ganz einfach. Auf der einen Seite gilt der politische Beschluß, daß der sozialistische Aufbau im Rahmen von nationalen Programmen stattzufinden hat. Die „gegenseitige Achtung“ zwischen den Nationen erstreckt sich dabei sehr wohl auf die Zielsetzungen, die jede Regierung verfolgt, wenn sie Land und Leute ihrer „Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik“ dienstbar macht. Andererseits entdecken die Verwalter des gesellschaftlichen Eigentums auch die Beschränkungen, die die nationalen Grenzen für die verfügbare „materiell-technische Basis“ darstellen. Deshalb sinnen sie auf Zusammenarbeit und versuchen sich an einer internationalen Arbeitsteilung im sozialistischen Lager. Drittens ist es nicht weit her mit einer Arbeitsteilung, die diesen Namen verdient, da die anerkannten nationalen Interessen mit ihren Vorteilsrechnungen im Wege stehen.


Diese Interessen taugen nur sehr bedingt als Bestandteil eines Gesamtinteresses, das im RGW kollektiv verwaltet wird. Die beteiligten Staaten treten mit keinem geringeren Anspruch als dem an, die internationale Kooperation hätte sich als Korrektur an den mißliebigen Ergebnissen ihrer heimischen doppelten Buchführung zu bewähren: als Beitrag zur Behebung von materiellen Mängeln, aber zugleich als ausweisbarer Erfolg im Rahmen ihrer finanziellen Bilanz. Im Verkehr untereinander werden die Sachwalter des „gesellschaftlichen Eigentums“ zu minutiös kalkulierenden Buchhaltern des Reichtums, von dem der eine Partner ausgeschlossen ist, weil der andere rechtmäßig über ihn gebietet. So vollziehen die bi- und multilateralen Kommissionen des RGW unter rational klingenden Titeln wie „Standortverteilung“, „Spezialisierung“ und „Beseitigung der Entwicklungsunterschiede“ ziemlich handfeste Gegensätze ihres grenzüberschreitenden Geschäfts. Wo Leistungen für andere Nationen die Eigenschaft eines Abzugs vom eigenen Potential annehmen, ist Entschädigung gefragt. Und die Bestimmung der Höhe, welche die fälligen Dienste auf der einen und anderen Seite anzunehmen haben, beschäftigt die Außenhandelsfachleute, die Agenten des sozialistischen Schachers. 


Daß sie ihre Aufgabe als Suche nach gerechten Preisrelationen, als Vergleich zwischen nationalen Warenwerten und Produktivitäten, eben als internationale Geldfrage abwickeln, kann über die Geschäftsgrundlage nicht hinwegtäuschen. Die „wirtschaftstechnischen Probleme“, die um die Ausgeglichenheit von Bilanzen kreisen und „objektiv notwendige Proportionen“ herzustellen gebieten, kommen zwar dauernd als gemeinschaftlicher Regelungsfall auf die Tagesordnung. Aber nur, weil das nationale Interesse an der eigenen Bilanz die Verschiebung von Produkten und Produktivkräften zu fragwürdigen Erfolgen geraten läßt. Die harte Prüfung, welche Nation wieviel von welchem internationalen Geschäft hat und auf wessen Kosten es geht, ist immerzu fällig – und legitim zugleich. Gerade dann, wenn so hochinteressante Probleme gewälzt werden wie das einer dem sozialistischen Internationalismus gemäßen Verrechnungseinheit und des dazugehörigen Clearings.


Eine Addition der in den Staaten des realen Sozialismus versammelten Produktivkräfte findet über die außenwirtschaftlichen Anstrengungen im RGW jedenfalls nicht statt. Den mit dem Recht auf ihren nationalen Aufbau versehenen Nationen bleibt allerdings die Chance, aus ihrer Not eine Tugend zu machen. Sie bedienen sich ihrer Souveränität gegenüber dem Angebot, das sie im Interesse der Akteure des kapitalistischen Weltmarkts an ihnen entdecken. Die Fortschritte, die sie in ihrer Nationalökonomie vermissen, wollen sie sich bei westlichen Partnern erhandeln. Deren Markt verspricht die Kompensation all der Mängel, unter denen die eigene Wirtschaft leidet. Alles, was an Konsumtions- und Produktionsmitteln fehlt, wird dort produziert und ist käuflich. Und dem Zugriff steht nichts im Wege – die einzige Schranke liegt in den Mitteln, die ein sozialistisches Land zu mobilisieren vermag, um die Geschäftsbedingungen des anderen Systems zu erfüllen. Denn die Berechnungen, die ihnen die Vertreter des Kapitalismus aufmachen, passen nicht umstandslos zum Bedarf, der aus den Staatshandelsländern angemeldet wird. Insofern müssen die sich ein wenig anpassen.


Erstens wird Zahlung verlangt, und zwar in einer Sorte Geld, über das eine Nation des Ostblocks von sich aus gar nicht verfügt. Internationale Kaufkraft, die sich überall als Zahlungs- und Investitionsmittel verwenden läßt, ist gefordert. Dergleichen zu verdienen, sich zahlungsfähig zu machen, wird für den West-Handel zur ersten Voraussetzung. Dabei ist die schlichte Lösung, das weltmarktstaugliche Geld durch den Verkauf von Waren zu erlösen, so einfach gar nicht zu haben. Denn gekauft werden nur solche Produkte, die im Westen, nach Maßgabe der dortigen Marktstandards ein Geschäft versprechen. Die Kompensationsgeschäfte sind für die kapitalistischen Partner eine Ausnahmeregelung, auf die sie nur wegen besonderer Garantien eingehen. Wenn sie dabei wie bei der Inanspruchnahme von Krediten ihren östlichen Partnern lauter Korrekturen an der von ihnen vorgesehenen staatsplanerischen Nutzung ihrer Ressourcen aufzwingen, ist der Preis für die erworbenen Produktionen erheblich gestiegen. Er beläuft sich immerhin auf die Umwidmung ganzer Planabteilungen, ohne die das Geschäft mit dem Westen zum Zwecke des „Löcherstopfens“ nicht läuft.


Zweitens ist es mit der Bereitschaft, Devisen zu erwirtschaften, sich zu verschulden und ganze Bereiche der Nationalökonomie, Marke Sozialismus, dem Bedarf des kapitalistischen Weltmarkts entsprechend einzurichten, nicht getan. Auch die politischen Instanzen der westlichen Welt präsentieren sich als Geschäftsbedingung. Sie betätigen sich als die entscheidenden Subjekte der Genehmigung sämtlicher Händel, die von Geschäftsleuten ihrer Nationen und Vertretern der Staatshandelsländer in Betracht gezogen werden. Und das nicht erst dann, wenn die berühmte Cocom-Liste in Anschlag gebracht wird. Über die Hoheitsbefugnisse, die das Kreditwesen wie die „Sicherheit“ schlechthin betreffen, lassen die westlichen Staaten die Partner ihres Osthandels jede Krümmung der weltpolitischen Konjunktur spüren. Den politischen Preis der Gnade, daß man mit ihnen „zusammenarbeitet“, erfahren die realen Sozialisten manchmal in der Form, daß ein von ihnen erstrebtes Geschäft gar nicht erst zustandekommt; manchmal so, daß die von ihnen eingegangene „Abhängigkeit“ mit schlichter Erpressung belohnt wird.


Der Trost, bei alledem immerhin Objekt imperialistischer Konkurrenz geworden zu sein, wiegt sehr gering. Denn diese Konkurrenz um vorteilhafte Geschäfte mit dem designierten Feind relativiert sich immer noch sehr gründlich an der Generallinie der NATO; und die lautet selbst dann, wenn sie nicht verkündet wird, „Aufweichung“ – weil sie es als Benützung der von den Ostblockländern eingestandenen Not ist. Differenzen auf diesem Feld der Erpressung gibt es, entsprechend den nationalökonomischen Mitteln, über die die Führungsmacht und ihre Verbündeten verfügen. Auch hinsichtlich des Grades, in dem sich die einzelnen RGW-Nationen zu selbstbewußten Anhängseln des Weltmarkts „emanzipieren“. Ihre Konkurrenz belebt freilich nur das Geschäft der Aufweichung.








1) Die nachfolgenden Thesen ersetzen den Artikel „Mit Hebeln geplant“ aus MSZ Nr. 7/8 85 und 10/11 87.




2) Vgl. MEW 19, S. 15, wo Marx die „bürgerliche Redensart“ von der Arbeit als „Quelle alles Reichtums“ kritisiert: Sie verschweigt die Abhängigkeit der Arbeit von den „gegenständlichen Arbeitsbedingungen“ und ignoriert mit ihrem Lob der Arbeit sogar die Natur als offensichtliche Reichtumsquelle, um so die Dienstbarkeit der Arbeiter für die Eigentümer der Produktionsmittel zu rechtfertigen.
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Die politische Kultur des Arbeiter- und Bauernstaats: 




Mit aller Gewalt dem Volke dienen 1)



Die realsozialistischen Produktionsverhältnisse sind ein Hohn auf das Programm, der kapitalistischen Ausbeutung eine Planwirtschaft zum Nutzen aller entgegenzusetzen. Vom schlichten Verhältnis der Kooperation – die Beteiligten tragen zur gesellschaftlichen Arbeit bei, weil sie ihnen nutzt und sie das einsehen – kann nicht die Rede sein. Die Partei, die die Staatsmacht erobert und die Privatmacht des Geldes gebrochen hat, scheidet zuallererst gründlich zwischen dem System der gesellschaftlichen Arbeit und deren Ertrag auf der einen Seite, dem Volk einschließlich der „arbeitenden Klassen“ und dessen Bedürfnissen auf der anderen. Und zwar in der Weise, daß sie die Produktion dem Regime eines von den Leitungsorganen monopolisierten und als „Hebel“ verwendeten Geldes und mit dessen Hilfe dem Kriterium der Erwirtschaftung von finanziellen Überschüssen unterwirft, die vor allem den öffentlichen Haushalt alimentieren. Den Werktätigen wird damit eine Lohnabhängigkeit neuen Typs auferlegt: die Abhängigkeit von den widersprüchlichen geldlichen Anreizen, mit denen die Planungsbehörden die Verwirklichung ihrer Produktionsziffern herbeimanipulieren wollen, und von den spärlichen Erträgen, die unter lauter einander durchkreuzenden Produktions- und Gewinnvorschriften zustande kommen und für die Abteilung „Konsum“ freigegeben sind. Die siegreiche KPdSU organisiert damit den Sozialismus als Dienstverhältnis: als einen entlohnten und durch Extra-Vergütungen belohnten Dienst der Werktätigen an einem Produktionssystem, das den versprochenen Reichtum für alle schon im Entstehen be- und verhindert und die gesellschaftliche Arbeit für sich, für seinen Bestand und seine Fortschritte verschwendet.2)


Die Herstellung und Aufrechterhaltung dieser Produktionsverhältnisse verlangt Gewalt, und zwar eine andere als die revolutionäre, die den alten Staat entmachtet und seine Rechts- und Eigentumsordnung außer Kraft gesetzt hat. Die Scheidung zwischen den arbeitenden Klassen und der Einrichtung, den Mitteln, den Erträgen ihrer Arbeit ist selber ein Gewaltverhältnis, das für seinen Bestand eine hoheitliche Ordnungsmacht erfordert; eine Macht, die die Systematik der „ökonomischen Hebel“ zum Schaden der vom Kapitalismus befreiten Lohnarbeiter einrichtet und betätigt; die die Dienste der Massen organisiert, in Empfang nimmt, verwaltet und eine Verteilung im Sinne des realsozialistischen Anreiz-Wesens vornimmt. Die von den Bolschewiken eroberte Staatsgewalt hatte daher nie eine Chance, wegen Überflüssigkeit „abzusterben“, wie das Projekt einer klassenlosen Gesellschaft es eigentlich vorsah. Die Sozialisten an der Macht hatten gleich eine neue Verwendung dafür. Was sie an ihren bürgerlichen Vorgängern und Gegnern als volksfeindlichen Unterdrückungsapparat kritisiert hatten, das wurde in ihren Händen zum unerläßlichen Mittel, ihr Programm der „Befreiung der Arbeit“, der sozialen Gerechtigkeit und des allgemeinen Fortschritts in die Tat umzusetzen – nämlich den Interessensgegensatz gegen die arbeitenden Massen, den ihr System der Wirtschaftslenkung ganz neu in die Welt setzt.


Als das, was sie ist: die notwendige gewaltsame Ordnungsinstanz eines neuen Systems der gesellschaftlich erzeugten Armut, hat die KPdSU ihre Staatsmacht natürlich nie begriffen – das wäre ja gleichbedeutend gewesen mit der Kritik und Überwindung ihres widersprüchlichen Projekts eines Sozialismus, dessen Subjekt die politische Gewalt ist. Zum realen Sozialismus gehört notwendigerweise der Standpunkt, mit den Mitteln der Politik dem arbeitenden Volk endlich seinen ureigensten Wunsch zu erfüllen und materielle Gerechtigkeit widerfahren zu lassen. Das ist nun allerdings eine ganz andersgeartete Täuschung als die Selbstzufriedenheit bürgerlicher Machthaber. Deren Vorstellung, gut und volksfreundlich zu regieren – ebenso wie die demokratische Volksmeinung, mehr oder weniger „bürgernah“ regiert zu werden –, schließt die Kenntnis und den Willen zur Erledigung aller keineswegs „bürgerfreundlichen“ Aufgaben eines Klassenstaats selbstverständlich ein; auch bei heftigster Ableugnung aller Klassenverhältnisse begreift der bürgerliche Kopf den Staat als unerläßliche gewaltsame Klammer der Gesellschaft und hat mit der gewaltsamen Durchsetzung des Gewaltmonopols gegen „Gefahren“, „Probleme“ und Gegner aller Art überhaupt keine ideologischen Schwierigkeiten. Die Parteien des realen Sozialismus dagegen definieren die staatliche Gewalt, über die sie verfügen und die sie auch gar nicht entbehren können, überhaupt nicht als eine funktionale Notwendigkeit der Gesellschaft, die sie einrichten. Zwar lassen sie es genausowenig wie der bürgerliche Staat an Gewaltmitteln fehlen, um „Ordnung“ durchzusetzen, das gesellschaftliche Leben auf staatliche Vorgaben und Vorschriften festzulegen, entgegenstehende Interessen unterzubügeln usw. Nur will der realsozialistische Staat keinen in seiner Gesellschaft liegenden guten Grund für die immerwährende Notwendigkeit obrigkeitlichen Durchgreifens kennen, geschweige denn gelten lassen. Denn den – auch noch nach realsozialistischer Lehrmeinung – letzten Grund staatlicher Gewalt: den Klassengegensatz, will er ja gerade ausgeräumt haben – und ohne Zweifel hat er ihn ja auch beseitigt, wenngleich nicht ersatzlos. Das bürgerliche Paradox, wonach Ordnung per se eine Gewaltfrage ist, ist für den realen Sozialisten zu dialektisch: Seine Ordnung hält er für die Überwindung der gesellschaftlichen Antagonismen, die sich bloß gewaltsam in eine funktionierende Ordnung einfügen lassen. Deswegen besteht er in ganz anderer Weise als jedes bürgerliche „law and order“-Denken darauf, daß seine Staatsgewalt das Gegenteil dessen sei, was sie ist und wofür sie steht: keine dem Volk drohend gegenüberstehende Instanz, sondern der pure Volkswille selbst; kein Garant der funktionalen Bändigung gesellschaftsbestimmender Interessensgegensätze, sondern die Agentur des gerechten Nutzens aller; kein abstraktes hoheitliches Gewaltmonopol, sondern konkretes Mittel der Volkssolidarität.


Der realsozialistische Staat kennt überhaupt nur einen Gesichtspunkt, unter dem er die Notwendigkeit staatlicher Gewaltanwendung im Innern anerkennt, und das ist ein rein negativer: die Bekämpfung von Verstößen gegen seine Ordnung, die im Grunde alle glücklich macht; Verstößen, die demnach nur von volksfeindlichen, womöglich aus dem imperialistischen Ausland gesteuerten „Kräften“ ausgehen können. Diesem Gesichtspunkt gibt er freilich großen Raum; auch dort nämlich, wo der „stürmische“ sozialistische Fortschritt, für den die Planungsbehörden alles getan haben wollen, trotzdem zu wünschen übrigläßt – und das ist aus ökonomischen Gründen, die sich kein Vertreter dieses Systems je eingesteht, ziemlich flächendeckend der Fall. Es gibt daher dauernd Entscheidungsbedarf, ob und auf welchen Ebenen der Planungsbürokratie und Produktion entschuldbares Versagen oder Sabotage am Sozialismus vorliegt – anders als in dieser moralischen Alternative stellen sich die Folgen der Widersprüche des eigenen Systems einem realen Sozialisten niemals dar. Damit ergeben sich vielfältige und umfängliche Aufgaben der Prävention, der Kontrolle und der Bekämpfung volksfeindlicher Umtriebe.
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